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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Ziemlich überraschend – sogar für seine eigene Partei – gab Didier Burkhalter Mitte
Juni 2017 seinen Rücktritt bekannt. Nach acht Jahren im Bundesrat – zwei Jahre als
Innen- und sechs Jahre als Aussenminister – und vorher sechs Jahren im Nationalrat
habe er das Bedürfnis, etwas anderes zu machen: „J'ai ressenti le besoin de changer de
vie”. In den Medien war Burkhalter seit einiger Zeit zwar als etwas amtsmüde dargestellt
worden – insbesondere seine häufige Absenz in Bundesbern und der Umstand, dass er
lieber von Neuenburg aus arbeite, wurden moniert –, zudem habe er zunehmend den
Rückhalt für das Europadossier verloren, der Rücktritt war aber doch nicht erwartet
worden. Insbesondere auch, weil er wenige Tage vor einer EU-Standortbestimmung im
Bundesrat erfolgte. Der Zeitpunkt des Rücktritts wurde denn auch als äusserst
ungünstig bezeichnet, weil die Regierung dadurch aussenpolitisch während Monaten
gelähmt sei, so etwa die Reaktion von CVP-Präsident Gerhard Pfister.
Die Bilanz zu Burkhalters Wirken, die in den Medien im Anschluss an die
Rücktrittserklärung gezogen wurde, war gemischt. Burkhalter sei ein guter Bundesrat
gewesen, „weltoffen und weltfremd zugleich” so etwa die BaZ. Zwar habe Burkhalter auf
dem internationalen Parkett brilliert – von praktisch allen Medienbeiträgen erwähnt
wurde immer wieder seine Rolle als Vorsitzender der OSZE in der Ukraine-Krise –, in
der Innen- bzw. Europapolitik habe er sich aber immer wieder selbst ins Abseits
gestellt. Die Erwartungen, die man in ihn gesetzt habe, etwa als Gegenspieler von
Christoph Blocher das Rahmenabkommen mit der EU abzuschliessen, habe er nicht
erfüllt. Dass das EU-Dossier an einem toten Punkt angelangt sei, sei „le gros point noir
de son bilan”, schlussfolgerte die Tribune de Genève. Darüber hinaus habe er sich von
seiner Partei immer mehr distanziert. Als Westschweizer Liberaler habe er eine Mitte-
Links-Politik priorisiert, was ihm in der Partei angekreidet worden sei, so die NZZ. Als
Indiz für das schlechte Verhältnis zwischen Partei und Magistrat wurde der Umstand
gedeutet, dass die FDP erst rund zwei Stunden vor der Ankündigung vom Rücktritt in
Kenntnis gesetzt worden sei. Vor allem von rechtsbürgerlicher Seite wurde der Vorwurf
immer lauter, dass Burkhalter daran schuld sei, dass sich die SVP-FDP-Mehrheit in der
Exekutive nicht deutlicher zeige. 

Bereits am Tag der Rücktrittsmeldung stellten die Medien Spekulationen bezüglich
potenzieller Nachfolger an. Gute Karten habe vor allem Ignazio Cassis, der aktuelle
Fraktionspräsident der FDP, da der Anspruch des Kantons Tessin, nach 1999 wieder
einen Sitz in der Regierung zu haben, kaum mehr umgangen werden könne und die
Westschweiz auch mit nur noch zwei Magistraten adäquat vertreten sei. Werde der Sitz
jetzt nicht dem Tessin zugesprochen, würden wohl weitere 10 Jahre vergehen, bis es
eine neue Chance gäbe, rechnete Ex-FDP-Präsident Fulvio Pelli vor. Neben Cassis
wurden auch dem Tessiner Staatsrat Christian Vitta und der ehemaligen National- und
Staatsrätin Laura Sadis sowie Karin Keller-Sutter und Martin Schmid als Vertreterin oder
Vertreter der Ostschweiz, die ebenfalls seit längerem Anspruch auf einen
Bundesratssitz erhebt, gute Chancen eingeräumt. Die Romandie sei aber nicht zum
Vornherein auszuschliessen, weil die Freisinnig-Liberalen in der Westschweiz deutlich
auf dem Vormarsch seien. Den verlorenen Sitz werde die französische Schweiz wohl
nicht kampflos preisgeben, war in den Medien zu lesen. Aus der Westschweiz fielen
denn auch rasch die Namen des Genfer Regierungsrats Pierre Maudet und des
Nationalrats Christian Lüscher. Die beiden Waadtländer Staatsräte Jacqueline de
Quattro und Pascal Broulis, aber auch Nationalrätin Isabelle Moret und Ständerat Olivier
Français wurden trotz ihres Handicaps, wie bereits Guy Parmelin aus dem Kanton
Waadt zu stammen, ebenfalls als valable Kandidatinnen und Kandidaten auf das sich
drehende Karussell gesetzt. Auch der Name Raphaël Comte wurde für den Kanton
Neuenburg ins Spiel gebracht.

Dass die FDP einen Anspruch auf einen zweiten Bundesratssitz hat, war kaum
umstritten. Die Parteileitung machte rasch klar, dass es sich beim Nachfolger von
Burkhalter um einen „Lateiner” handeln soll – ob Tessiner oder Romand liess man
bewusst offen. Die FDP-Frauen, die seit 1989 keine Vertretung mehr in der
Landesregierung gehabt hatten, forderten per Kommuniqué bei dieser oder spätestens
der nächsten Vakanz eine Bundesrätin. Auch die Grünen verlangten, dass die FDP eine
Frau portiere. Die SVP forderte einen Kandidaten mit klar bürgerlichem Profil. Die
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Mitte-Rechts-Mehrheit müsse jetzt endlich auch im Bundesrat durchgesetzt werden.
Die FDP machte früh deutlich, dass man sicher kein Einerticket präsentieren wolle. Bis
Mitte August hatten die Kantonalsektionen Zeit, Vorschläge zu machen. Die Fraktion
wollte sich dann Anfang September entscheiden. 

Die Tessiner Kantonalsektion portierte – nach langer Diskussion, ob man ein Einer-
oder ein Zweierticket präsentieren wolle – am 1. August einzig Ignazio Cassis. Sowohl
Sadis als auch Vitta sagten Cassis ihre Unterstützung zu. Obwohl Sadis sowohl die
Ansprüche aus dem Tessin, als auch der Frauenvertretung hätte erfüllen können, wurde
sie nicht berücksichtigt. Vor allem ihre (zu) lange Absenz von der (nationalen) Politik
dürfte hierfür mitentscheidend gewesen sein. Mit nur einem Kandidaten aus dem
Tessin würde zudem das Risiko von Stimmenaufteilung minimiert, so die kantonale
Parteileitung. Das Einerticket wurde auch als Referenz an die Romandie interpretiert;
der Weg sei jetzt offen, um eine Frau aus der Romandie zu portieren. Die Frauenfrage
wurde auch deshalb noch virulenter, weil Doris Leuthard ebenfalls am 1. August ihren
Rücktritt ankündigte. Als Kandidatinnen aus der Romandie gerieten insbesondere
Isabelle Moret und Jacqueline de Quattro in den Fokus. Der zweite offizielle Kandidat
war dann allerdings doch wieder ein Mann: Am 8. August wurde Pierre Maudet von der
Genfer Kantonalsektion einstimmig auf den Schild gehoben. Der Genfer Regierungsrat
rechnete sich zwar nur geringe Chancen aus, wollte aber mit Jugend, Modernität und
Urbanität punkten. Der zweite, lange ebenfalls als Kandidat gehandelte Genfer,
Christian Lüscher, hatte sich kurz zuvor aus persönlichen Gründen selber aus dem
Rennen genommen und eine Lanze für seinen jüngeren Genfer Parteikollegen
gebrochen. Komplizierter gestaltete sich die offizielle Nominierung der dritten
potenziellen Kandidatin. In der Presse wurde ein parteiinterner Zwist über und
zwischen den drei Papabili der FDP-Sektion Waadt vermutet. Jacqueline de Quattro
und Olivier Français zogen sich dann allerdings zurück, um den Platz für Isabelle Moret
frei zu machen, die sich zwar erst spät – und später als die beide anderen – für eine
Kandidatur entschieden hatte, am 10. August von ihrer Kantonalsektion aber als einzige
Kandidatin aufgestellt wurde. 

Nach Ablauf der Meldefrist standen also drei Kandidierende aus drei Kantonen fest.
Sofort gingen die Spekulationen los, ob die FDP ein Zweierticket oder ein Dreierticket
aufstellen würde. Dabei schien klar, dass Cassis gesetzt war, folglich entweder nur
gegen Moret oder aber gegen Moret und Maudet antreten würde. Der Umstand, dass
Moret zwar aus dem Kanton Waadt kommt, die FDP aber nicht auf eine mögliche
Frauenvertretung verzichten konnte, sowie der umtriebige „Wahlkampf” von Maudet –
der Blick sprach von schlechten Karten, die der Genfer aber brillant spiele – waren wohl
die Hauptgründe für das Dreierticket, das die FDP-Fraktion offiziell am 1. September
aufstellte. Das „tricket” (LT), das in der Fraktion knapp mit 22 zu 19 Stimmen
beschlossen worden sei, stosse niemanden vor den Kopf, sei aber auch der Weg des
geringsten Widerstands (NZZ) und ein klarer Etappensieg für Maudet (BaZ). Das
Dreierticket wurde auch als gute Kunde für den Favoriten Cassis gewertet, dessen
Chancen sich dadurch noch weiter erhöhten, weil sich die Stimmen seiner Gegner
aufteilen dürften. 

Die Kandidatin und die beiden Kandidaten wurden in der Presse unterschiedlich
porträtiert. Cassis galt von Anfang an als eigentlicher Kronfavorit. Einziges Manko des in
Bundesbern bestens vernetzten Tessiner Arztes sei seine mit der Präsidentschaft beim
Krankenkassenverband Curafutura verbundene Nähe zu den Krankenkassen.
Insbesondere der Lega, aber auch der SP, war dieses Amt von „Krankencassis” (SGT, So-
Bli, TA, WW) ein Dorn im Auge. Ausführlich diskutiert wurde zudem die politische
Position des Tessiners. Das Parlamentarierrating der NZZ zeigte, dass er seit seinem
Amtsantritt als Fraktionspräsident der FDP vom linken Rand der Partei leicht in die
Mitte gerückt war. Insbesondere die SVP betrachtete Cassis freilich als den ihr am
nächsten stehenden der drei Kandidierenden. Letztlich gab es aber kaum etwas, was
die „occasione d'oro per il Ticino” (CdT) behindert hätte. Die zahlreichen giftigen
Angriffe auf die Gesundheitspolitik von Cassis konnten ihm scheinbar nichts anhaben.
Auch seine doppelte Nationalität bzw. der Umstand, dass er seinen italienischen Pass
abgab und damit zwar Applaus von rechts, aber auch Kritik von links erhielt und eher
unfreiwillig eine Debatte um die doppelte Nationalität von Mitgliedern von
Bundesbehörden lancierte – diskutiert wurde sogar die Frage, ob man als Doppelbürger
loyal sein könne –, schadete dem Südschweizer nicht. 
Der grosse Trumpf von Isabelle Moret sei, dass sie eine Frau sei, war den Medien zu
vernehmen. Die dezidiert bürgerlich politisierende 46-Jährige spreche drei
Landessprachen fliessend, sei gut vernetzt, in den über 10 Jahren im Nationalrat aber
kaum aufgefallen. Dies beinhalte immerhin auch, dass sie bisher keine Fehler gemacht
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habe (TA). Moret selber betonte von Anfang an, dass „Frausein” kein politisches
Argument sei. Sie wolle lieber mit ihrer Dynamik punkten und frischen Wind ins
Europadossier bringen. Sie betonte allerdings auch, dass sie die erste Mutter mit
Schulkindern in der Exekutive wäre. Allerdings hinterliess die Anwältin laut
verschiedenen Medien in ihrem Wahlkampf keinen überzeugenden Eindruck (WW),
wurde von vielen Seiten angegriffen und wirkte ab und zu nicht wirklich souverän (NZZ).
Ihr Wahlkampf sei „ungenügend” (SGT) und „harzig” (AZ) und wurde gar als chaotisch
bezeichnet (24 Heures).
Pierre Maudet, 39 Jahre alt, wurde als politisches Naturtalent beschrieben. Der forsche
und ambitionierte Regierungsrat habe sich innert kurzer Zeit vom Stadtpräsidenten
zum Aushängeschild der Kantonsregierung entwickelt, was ihm auch Vergleiche mit dem
französischen Präsidenten Emmanuel Macron einbringe (AZ). Sein Nachteil sei allerdings
die schwache Vernetzung in Bundesbern. In der Regel würden die
Bundesparlamentarierinnen und -parlamentarier einen Bundesrat oder eine
Bundesrätin aus den eigenen Reihen vorziehen. Sein Wahlkampf wurde hingegen als
exzellent bezeichnet (Blick). Maudet sei vor allem in der Deutschschweiz unterschätzt
worden, was das Beste sei, was einem Politiker passieren könne (TA). Vor allem
inhaltlich konnte Maudet mit verschiedenen originellen Positionen überzeugen: Er
spreche als einziger wirklich „Klartext” (BaZ), gelte in der Europafrage aber als EU-Turbo
(WW), was ihn bei der Ratsrechten wohl Stimmen kosten werde.

Die „Kampagne” vor den Bundesratswahlen – eigentlich ein Unding, wenn man
bedenkt, dass der Bundesrat von der Vereinigten Bundesversammlung und nicht von
der Bevölkerung gewählt wird – nahm ein Ausmass an, das angesichts der Ausgangslage
erstaunte. Da die Bundesratswahlen eine in der Schweizer Politik eher seltene Chance
für eine Personalisierung der Politik bieten, liefen die Medien auf Hochtouren. In der
APS-Zeitungsdokumentation finden sich von Burkhalters Rücktrittsankündigung Mitte
Juni bis Ende September mehr als 800 Zeitungsartikel zum Thema Bundesratswahlen.
Die FDP selber trug freilich mit geschicktem Politmarketing das Ihre dazu bei, dass die
Berichterstattung am Kochen blieb. Mit einer FDP-Roadshow tingelten die
Kandidierenden durch die Schweiz. Zahlreiche Homestories, Lifechats,
Bevölkerungsbefragungen und gar graphologische Gutachten fanden den Weg in die
Presse. Inhaltlich ging es letztlich primär um die Frage, ob die Vertretung der
Sprachregion oder die Vertretung der Frauen höher gewichtet werden soll. Oder mit
anderen Worten: ob die 20 Jahre Bundesrat ohne Tessiner oder die 30 Jahre ohne
FDP-Frau beendet werden sollten. Wirklich inhaltliche Diskussionen wurden hingegen
kaum geführt, auch wenn die Aussen- bzw. Europapolitik bzw. der Reset-Knopf, den
Cassis in den Verhandlungen mit der EU zu drücken angekündigt hatte, sich angeboten
hätten. 

Nach der offiziellen Bekanntgabe des Dreiertickets standen am 12. und am 19.
September die Hearings auf dem Programm, womit auch die anderen Parteien wieder
stärker in den medialen Fokus gerieten. Den Auftakt machte die SVP, deren
Parteipräsident Albert Rösti die beiden Romand.e.s stark kritisierte und sich früh für
Cassis aussprach. Wichtigstes Kriterium für die Volkspartei sei die Haltung zum
Rahmenabkommen mit der EU. Allerdings wurde gemutmasst, dass die Bauern in der
SVP-Fraktion wohl eher auf Moret setzen würden, da diese mehr Sympathien für die
Anliegen der Landwirtschaft gezeigt habe. Unzufrieden mit dem Dreierticket zeigte sich
die SP: „Zwei Super-Lobbyisten und ein Hardliner in der Aussenpolitik” weckten keine
Begeisterung (SP-Fraktionspräsident Roger Nordmann in der BZ). Inhaltliche Kriterien
stellten die Genossen aber – wie auch die CVP und die GP – nicht auf. Der CVP-
Parteipräsident Gerhard Pfister hatte sich allerdings ebenfalls schon früh für die
Ansprüche des Tessins, also für Cassis, ausgesprochen. Dieser sei allerdings für einige
CVP-Mitglieder zu weit rechts, mutmasste die Zeitung LeTemps. Nach den Hearings
zeigten sich die Parteien zwar noch bedeckt – mit Ausnahme der SVP, die demonstrativ
für Cassis Stellung bezog –, die Favoritenrolle des Tessiner Kandidaten schien sich
allerdings noch einmal verstärkt zu haben. Maudet schien hingegen eher nicht auf
Wohlwollen gestossen zu sein. Die SP und die CVP konnten sich nicht auf einen der drei
Kandidierenden einigen und gaben entsprechend keine Wahlempfehlung ab – anders
als die FDP- und die GLP-Fraktion, die alle drei Kandidierenden empfahlen, die SVP-
Fraktion, die sich für Cassis aussprach, die GP-Fraktion, die Moret empfahl, und die
BDP-Fraktion, die Maudet auf den Schild hob. 

Kurz vor der Ersatzwahl bilanzierte die WOZ die vorherrschende Meinung, dass sich
grundsätzlich keine Überraschung abzeichne: Die Bundesratswahlen hätten bisher viel
Tamtam, aber nur wenig Spannung verheissen. Mit der Diskussion verschiedener
Szenarios versuchten die Medien dieser Spannungslosigkeit entgegenzuwirken. Drei
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Möglichkeiten, Cassis zu verhindern, seien denkbar: Isabelle Moret könne dank ihrem
Frauenbonus und der Unterstützung aller Bauernvertreter sowie mit Hilfe der Stimmen
all jener Parlamentarierinnen und Parlamentarier, welche die Frauenfrage möglichst
rasch klären wollten, gewinnen; ein Sieg von Pierre Maudet wäre dann möglich, wenn
sich die Mehrheit der Bundesversammlung von seinen Fähigkeiten überzeugen liesse.
Dies sei durchaus möglich, wenn es ab dem dritten Wahlgang zu einem Zweikampf
zwischen Cassis und Maudet kommen würde. Ins Spiel gebracht wurde mit Laura Sadis
auch eine Sprengkandidatin, die vor allem bei der Linken auf Unterstützung zählen
könnte. Roger Nordmann gab zu Protokoll, dass die Tessinerin in der Tat die Synthese
der drei aktuell Kandidierenden gewesen wäre: „Elle a une expérience d’exécutif, elle
est italophone et elle a la capacité d’être une femme” (LT). Die Lust der SP auf
Experimente halte sich allerdings in Grenzen. 

Die Ersatzwahl am 20. September war schliesslich noch weniger spannend, als von den
zahlreichen Medien vor Ort befürchtet worden war. Schon im zweiten Wahlgang wurde
Ignazio Cassis zum 87. Bundesrat gewählt und zum Nachfolger von Didier Burkhalter
gekürt. Der achte Bundesrat aus dem Kanton Tessin hatte bereits im ersten Wahlgang
109 Stimmen erhalten, damit allerdings das absolute mehr von 122 Stimmen verfehlt.
Weil die Basler Nationalrätin Sibel Arslan (basta, BS) im ersten Durchgang fehlte, waren
lediglich 245 Wahlzettel eingegangen. Die Baslerin erklärte ihr Fernbleiben als stillen
Protest gegen den Rücktritt von Bundesrat Burkhalter, dessen Abschiedsrede sie
bewegt habe. Wie erwartet splitteten sich die Stimmen für Maudet (62 Stimmen) und
Moret (55 Stimmen) auf. Diverse erhielten 16 Stimmen und drei Stimmzettel waren leer
geblieben. Weil von den Diversen niemand zehn Stimmen erreicht hatte, wurden keine
Namen genannt. Ob also beispielsweise Laura Sadis im Rennen war oder nicht, wird das
Geheimnis des Stimmbüros bleiben. Im zweiten Umgang fielen zahlreiche Stimmen für
Moret auf Cassis. Die 125 Stimmen reichten dem Tessiner knapp für die absolute
Mehrheit. Maudet konnte zwar noch einmal zulegen und erhielt 90 Stimmen, dies
reichte allerdings nicht für einen dritten Wahlgang. Moret ihrerseits erhielt lediglich
noch 28 Stimmen. Eine Stimme entfiel auf Diverse und zwei Stimmzettel blieben erneut
leer – wahrscheinlich stammten sie von den beiden Lega-Parlamentariern, die zwar für
eine Tessiner Vertretung waren, nicht aber für Cassis stimmen wollten. 
In den Medien wurde gemutmasst, dass vor allem die Stimmen der SVP entscheidend
gewesen seien, von denen im ersten Durchgang vereinzelte noch an Moret gegangen,
dann aber geschlossen für Cassis eingelegt worden seien. Weil Moret im ersten
Wahlgang auch von ihrer eigenen Partei zu wenig Unterstützung erhalten habe, hätte
die SP im zweiten Wahlgang umgeschwenkt und ziemlich geschlossen für Maudet
gestimmt, um die Wahl von Cassis zu verhindern. Den Namen Moret hätten lediglich
noch die Grünen sowie einige Ratsmitglieder aus der BDP, der CVP, der GLP und der
SVP auf den Wahlzettel geschrieben. 

Cassis erklärte die Annahme der Wahl und bedankte sich bei allen Ratsmitgliedern,
auch bei denen, die ihm die Stimme verwehrt hätten. Man könne anderer Meinung sein,
letztlich würden aber alle die gleichen übergeordneten Ziele für die Schweiz anstreben.
Freiheit sei auch immer die Freiheit der anders Denkenden, zitierte er Rosa Luxemburg,
womit er vor allem die Ratslinke überraschte und sichtlich erfreute. Er verspreche vor
allem seiner Frau, der Gleiche zu bleiben wie vor der Wahl. Er fühle sich vor allem der
Kollegialität verpflichtet und werde als Brückenbauer die ganze Schweiz vertreten.
Bereits um 9.30 nahm die Sitzung mit der Vereidigung des neuen Bundesratsmitglieds
ihr Ende. 

Die Regionen- und Sprachenfrage sei letztlich stärker gewichtet worden als die
Frauenfrage, so die Bilanz in den Medien am Tag nach der Wahl. „E la Svizzera è più
svizzera”, die Schweiz sei wieder ein bisschen mehr Schweiz, titelte der Corriere del
Ticino. Die Wahl von Cassis sei keine Überraschung und Maudet habe eine ehrenvolle
Niederlage eingefahren, so die ziemlich einhellige Meinung in den Deutsch- und
Westschweizer Medien. Vor wenigen Wochen hätte niemand in Bundesbern den Genfer
gekannt und jetzt habe er 90 Stimmen erhalten. Allerdings zeige seine Nichtwahl auch
die Schwierigkeiten für einen Kandidierenden, der nicht der Bundesversammlung
angehört. Für Moret hingegen, sowie für die Vertretung der Frauen im Bundesrat im
Allgemeinen, sei der Ausgang der Wahlen eine Schmach. Verschiedene Politikerinnen
kritisierten, dass das Beispiel Moret gezeigt habe, dass an Frauen wesentlich höhere
Massstäbe gesetzt würden als an Männer. Die SP habe Cassis nicht verhindern können
und müsse sich nun Vorwürfe gefallen lassen, weshalb sie auf Maudet gesetzt und so die
Vertretung der Frauen hintergangen habe. Die SP wies die Kritik allerdings an die FDP
zurück: Wäre Laura Sadis portiert worden, hätte die SP sie unterstützt. Während sich
die Rechte auf einen Mitte-Rechts-Bundesrat freute – Cassis wisse, wem er seine Wahl
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zu verdanken habe, liess sich SVP-Präsident Rösti nach der Wahl zitieren –, winkte die
Linke ab: Es müssten auch im neuen Gremium nach wie vor unterschiedliche
Koalitionen geschmiedet werden, so etwa SP-Parteipräsident Christian Levrat. Die WOZ
befürchtete allerdings eine Zunahme der Polarisierung. Mit der Wahl von Cassis sei die
Kirche aber wieder im Dorf und die Sprachenfrage für eine Weile geregelt. Jetzt
müssten die Regionen wieder besser vertreten werden – so der Tenor vor allem aus der
Ostschweiz. Verschiedene Politikerinnen forderten zudem eine adäquatere Vertretung
von Frauen. Die Idee einer parlamentarischen Initiative, mit der eine angemessene
Frauenvertretung in der Verfassung festgeschrieben werden soll, verdichtete sich. Die
FDP-Frauen forderten zudem bei der nächsten FDP-Vakanz ein Frauen-Zweierticket.

Über die nach der Ersatzwahl anstehende Departementsverteilung war bereits früh
spekuliert worden. Insbesondere Alain Berset waren Ambitionen auf das frei gewordene
EDA nachgesagt worden. Allerdings hätte der Departementswechsel von Berset einen
unangenehmen Beigeschmack gehabt, weil kurz nach der Departementsverteilung die
Abstimmung zur Altersreform 2020 anstand, für die Berset mit Herzblut geworben
hatte. Der Wechsel ins Aussendepartement hätte von der Stimmbevölkerung als Flucht
interpretiert werden können. Der Bundesrat solle deshalb mit der
Departementsverteilung warten, forderte der ehemalige SVP-Präsident Toni Brunner
(svp, SG) kurz vor den Bundesratswahlen in der Presse. Wenn nämlich die AHV-Vorlage
verloren ginge, wäre Berset nicht mehr der richtige Innenminister. Ende September
kam es dann aber schliesslich zur mehrheitlich erwarteten Departementsverteilung. Das
freie EDA wurde vom neuen Kollegiumsmitglied Ignazio Cassis übernommen. Er setzte
damit eine eigentliche Tradition fort, da Tessiner Bundesräte sehr häufig als
Aussenminister amteten. Die Italianità und seine Vielsprachigkeit dürften Vorteile des
neuen EDA-Chefs sein. Mit ein Grund dafür, dass sonst alles beim Alten blieb, dürfte
auch die im Vorfeld der Bundesratswahl gemachte Aussage von Cassis gewesen sein,
dass es vielleicht nicht gut sei, wenn er mit seinen Verbindungen das Innendepartement
übernehmen würde. Cassis werde als Aussenminister „der bessere Burkhalter” sein,
weil er mehr Verständnis für die Deutschschweiz habe, besser kommuniziere und mehr
Kampfgeist habe, urteilte der Tages-Anzeiger. Auf ihn wartet nun das komplexe
Europadossier – und zahlreiche Erwartungen von links bis rechts. 1

2. November 2022: Der Rücktritt von Simonetta Sommaruga

Am 25. Oktober, also kurz nachdem die fünf Kandidierenden der SVP offizialisiert
waren, gab Simonetta Sommaruga via den Departementssprechenden bekannt, dass sie
ihre Regierungstätigkeit temporär unterbrechen müsse, da ihr Ehemann Lukas
Hartmann hospitalisiert worden sei. Dies war dann auch die Ursache für die wenige
Tage später sehr überraschend erfolgende Rücktrittsankündigung der amtierenden
Energie- und Verkehrsministerin: Am 2. November gab Simonetta Sommaruga ihren
auch für sie persönlich abrupten Rücktritt auf Ende Jahr bekannt, weil der Hirnschlag
ihres Mannes für sie ein schwerer Schock gewesen sei und gezeigt habe, dass sie die
Schwerpunkte in ihrem Leben anders setzen wolle. Den Tränen nahe beteuerte die
Bernerin, dass sie gerne Bundesrätin gewesen sei und eigentlich geplant habe, dies
auch noch eine Weile zu bleiben. So ein Schicksalsschlag stimme aber nachdenklich
und verschiebe die Prioritäten. Die 2010 in den Bundesrat gewählte Simonetta
Sommaruga war zuerst Justizministerin bevor sie 2019 das UVEK übernommen hatte. 

In den Medien wurde die SP-Magistratin als populäre Bundesrätin gewürdigt, die
allerdings häufig Abstimmungsniederlagen in Kauf habe nehmen müssen (Le Temps) –
die Schlimmste darunter sei wohl das Ja zur Masseneinwanderungsinitiative der SVP
gewesen. Im Zentrum ihrer Arbeit hätten stets die Menschen gestanden, urteilte der
Blick. Die NZZ bezeichnete sie als «clever» und «beharrlich» mit einem «Hang zur
Perfektion», der ihre Auftritte auch «angestrengt und belehrend» habe wirken lassen.
Sie habe aber für eine SP-Bundesrätin auch dank «stoischer Beharrlichkeit» letztlich
überraschend viele Vorlagen durch das Parlament gebracht. Die Aargauer Zeitung
würdigte Simonetta Sommaruga als «Mensch gewordenes Verantwortungsgefühl», als
«Bundesrätin, die niemals die Kontrolle verlieren will». Alle ausser der SVP hätten sie
geliebt, titelte La Liberté. Die WoZ erinnerte angesichts der Betroffenheit, die
Simonetta Sommaruga bei ihrer Rücktrittsmedienkonferenz ausgelöst hatte, daran, dass
die Magistratin seit ihrer Wahl in den Bundesrat immer wieder von Teilen der Medien
und der SVP angegriffen worden sei: «An der Bernerin offenbarte sich die
Verunsicherung rechter Männer vor linken, machtbewussten Frauen», so die WoZ. In
der Tat warf etwa Roger Köppel (svp, ZH) der Magistratin nach ihrem auch für den
Bundesrat und ihre Partei überraschenden Rücktritt in der Weltwoche Parteikalkül und
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«Flucht» vor, weil sie schon lange «ermattet und ermüdet» sei. Dies stiess in vielen
Medien freilich auf Kritik, da der Entscheid private Gründe habe und Respekt verdiene,
so etwa der Tages-Anzeiger. Allerdings kommentierte die NZZ, dass der Rücktritt zwar
verständlich sei, in Anbetracht der schwierigen Lage hinsichtlich Energieversorgung
aber zur Unzeit komme. Ihre Nachfolgerin oder ihr Nachfolger müsse nun innert
kürzester Zeit «eine der schwersten Krisen für die Schweiz seit Jahrzehnten» meistern.

Auch bei der SP begann das von den Medien in Schwung gehaltene
Kandidierendenkarussell noch am Tag der Demission von Simonetta Sommaruga zu
drehen. Daran beteiligte sich freilich auch aktiv die Parteispitze, die unmittelbar
ankündigte, dass die SP ein reines Frauenticket präsentieren werde, wobei egal sei, aus
welcher Sprachregion die Kandidatinnen stammten. Da die SP mit Alain Berset bereits
einen Mann in der Bundesregierung habe und den Grundsatz der Geschlechterparität
pflegen wolle, sei ein reines Frauenticket angezeigt, so die Begründung des SP-Co-
Präsidiums aus Mattea Meyer (sp, ZH) und Cédric Wermuth (sp, AG). In den Medien
wurden entsprechend schnell Favoritinnen ernannt: Sehr häufig fielen dabei die Namen
der Ständerätin Eva Herzog (sp, BL), der Nationalrätinnen Flavia Wasserfallen (sp, BE)
und Nadine Masshardt (sp, BE) sowie der Regierungsrätinnen Jacqueline Fehr (ZH, sp)
oder Evi Allemann (BE, sp). Obwohl sich vor allem die Westschweizer Medien nur
geringe Chancen für eine Kandidatur aus der Westschweiz ausrechneten
(beispielsweise Le Temps), da in diesem Fall vier nicht deutschsprachige Personen im
Bundesrat sitzen würden – zwei davon für die SP –, fielen auch die Namen der
Regierungsrätinnen Rebecca Ruiz (VD, sp) und Nuria Gorrite (VD, sp) sowie der
Ständerätinnen Marina Carobbio (sp, TI) und Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU). Co-
Präsidentin Mattea Meyer (sp, ZH) gab hingegen sofort bekannt, nicht zur Verfügung zu
stehen. 

Die in den Medien als vorschnell kritisierte Ankündigung der Parteispitze, ein reines
Frauenticket präsentieren zu wollen, gab Raum für weitere Spekulationen. Ständerat
Daniel Jositsch (sp, ZH) etwa wurden laut Medien schon lange Bundesratsambitionen
nachgesagt. Diese würden freilich stark geschmälert, wenn eine Deutschschweizer SP-
Frau Simonetta Sommaruga beerben würde, weil für eine allfällige spätere Nachfolge
von Alain Berset dann wohl Westschweizer Männer im Vordergrund stehen würden.
Auch Regierungsrat Beat Jans (BS, sp) und die Nationalräte Matthias Aebischer (sp, BE)
oder Jon Pult (sp, GR) dürften ob der Ankündigung «frustriert» sein, mutmasste La
Liberté. Für den Westschweizer Nationalrat Pierre-Yves Maillard (sp, VD) sei der Fokus
auf eine (Deutschschweizer) Frau hingegen eine gute Nachricht, mutmasste der Tages-
Anzeiger wiederum im Hinblick auf eine Nachfolge von Alain Berset. Zu den eigentlichen
Verliererinnen der SP-Strategie gehörten neben den Deutschschweizer Männern aber
auch die Westschweizer Frauen, die sich eine Kandidatur eher zweimal überlegen
dürften, analysierte 24Heures. Einerseits seien die Chancen gering, dass das Parlament
eine vierte romanischsprachige Person in den Bundesrat wähle, und andererseits werde
wohl bei einem Rücktritt von Alain Berset dann lediglich ein Männerticket aufgestellt.

Der SP blieben für die Kandidierendensuche nur wenige Tage. Sie setzte sich als
Meldeschluss den 21. November, damit die Fraktion am 26. November ein Zweierticket
nominieren konnte. Der Rücktritt Simonetta Sommarugas habe die Partei auf dem
falschen Fuss erwischt, beurteilte der Blick die kurze Zeitspanne. Bevor sich die ersten
Kandidierenden meldeten, kam es wie zuvor schon bei der SVP auch bei der SP zu einer
Reihe von medial mehr oder weniger stark begleiteten Absagen. Ausser Mattea Meyer
verzichteten neben den genannten Favoritinnen Jacqueline Fehr, Nadine Masshart,
Rebecca Ruiz, Nuria Gorrite und Marina Carobbio auch die Nationalrätinnen Priska
Seiler Graf (sp, ZH), Barbara Gysi (sp, SG), Edith Graf-Litscher (sp, TG), Yvonne Feri (sp,
AG) und die Zürcher Stadtpräsidentin Corine Mauch (ZH, sp) mit offiziellen
Presseauftritten auf eine Kandidatur. Nach kurzer Bedenkzeit und grosser medialer
Aufmerksamkeit verzichtete auch die ehemalige Aargauer Ständerätin Pascale Bruderer
(AG, sp) auf eine Kandidatur. Sie war gar mittels Petition von mehreren Personen zu
einer Kandidatur aufgefordert worden. Das habe sie sehr berührt, eine Rückkehr in die
Politik sei aber für sie kein Thema. Auch die Absage von Flavia Wasserfallen war den
Medien mehr als eine Kurzmeldung wert. Wie Esther Friedli (svp, SG) bei der SVP wollte
sich die Bernerin auf die Ständeratswahlen 2023 konzentrieren und den Sitz des auf
Ende Legislatur zurücktretenden Hans Stöckli (sp, BE) verteidigen. 

Im Gegensatz zu Jon Pult, der den Entscheid der SP-Spitze für ein reines Frauenticket
befürwortete und sich entsprechend nicht zur Verfügung stellte, wollte sich Daniel
Jositsch nicht aus dem Rennen nehmen. Er erhielt dabei Zuspruch von bürgerlichen
Parlamentarierinnen und Parlamentariern, die das Vorgehen der SP-Parteileitung in den

01.01.65 - 01.01.24 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Medien als «diktatorisch» (Alfred Heer, svp, ZH) bezeichneten oder kritisierten, dass es
«mit Gleichberechtigung nicht mehr viel zu tun habe» (Josef Dittli, fdp, UR). Jositsch
liess verlauten, dass er sich eine Kandidatur überlege, wenn die Fraktion auch Männer
zulasse. Dafür werde er sich parteiintern einsetzen, weil er ein reines Frauenticket als
«diskriminierend» erachte. Es handle sich um eine Einschränkung der Wahlfreiheit, die
dem Passus in den Statuten der SVP nahekomme, der jedes Mitglied automatisch
ausschliesse, wenn es eine Wahl annehme, ohne von der Partei nominiert worden zu
sein. Seine damit offiziell angekündigte Kandidatur brachte dem Zürcher Ständerat
zahlreiche negative Kommentare ein. Der am rechten Rand der SP politisierende Daniel
Jositsch fordere seine eigene Partei heraus und schaffe sich damit zahlreiche Feinde,
befand LeTemps. Die «Granate Jositsch explodierte im Gesicht der SP», titelte
24Heures: «Il est vieux, blanc, mâle et riche», also alles, was die neue Garde der SP im
Moment «verabscheue», so die Westschweizer Zeitung. Der Tages-Anzeiger warf
Jositsch vor, mit dem «unsäglichen Theater» Frauen zu brüskieren, solange diese in
den verschiedenen politischen Gremien nach wie vor nicht angemessen vertreten
seien. Er sei auf einem «Egotrip», überschätze sich völlig und zeige damit nachgerade
auf, dass er eben nicht geeignet sei für ein Bundesratsamt, zitierte der Blick
verschiedene SP-Stimmen. Er habe Goodwill verspielt und müsse für den «Hochseilakt
ohne Netz» wohl noch büssen. Die WoZ kritisierte, dass nach «173 Jahren Patriarchat
[...] ein Mann auch heute noch nicht glauben [will], dass der eigene Karriereverzicht ein
Akt der Gleichstellung sein kann». Auch die Weltwoche schrieb von
«Selbstdemontage». Allerdings erhielt Jositsch auch Unterstützung aus der eigenen
Fraktion. Sich auf ein reines Frauenticket zu konzentrieren sei «demokratisch und
strategisch ungeschickt», meldete sich etwa Nationalrätin Franziska Roth (sp, SO) im
Blick zu Wort. Es brauche Wettbewerb zwischen Frauen und Männern und keine
Reduktion der Kandidierenden auf ihr Geschlecht. Roberto Zanetti (sp, SO) kritisierte
vor allem die Parteileitung: «Ich mag es nicht, wenn man mir vorschreibt, wie ich mir
meine Gedanken machen soll», so der Ständerat, der in der Folge ein Dreierticket
vorschlug. Die Frage werde fraktionsintern wohl noch zu reden geben, vermutete der
Blick. Die Fraktion selber versuchte etwas den Wind aus den Segeln zu nehmen, indem
sie verkündete, den Vorschlag der Parteispitze für ein reines Frauenticket bzw. den
Antrag von Jositsch auf ein gemischtes Ticket an ihrer Fraktionssitzung am 18.
November zu diskutieren. Es sei der Verdienst von Jositsch, dass das Thema offen
diskutiert werde, urteilte die NZZ. Er verdiene auch deshalb einen «fairen Prozess».

Nach der Kandidatur von Jositsch verging einige Zeit, bis die ersten Kandidatinnen ihre
Bewerbung einreichten. Die erste Frau, die sich schliesslich am 10. November mit einer
Kandidatur meldete, war Evi Allemann. Damit habe es die SP «geschafft, eine junge
Mutter ins Rennen zu schicken [... und] mit einer Art Sanna Marin [...] für frischen Wind
[zu] sorgen» (die finnische Ministerpräsidentin Sanna Marin war jüngste
Ministerpräsidentin weltweit und bei ihrem Amtsantritt Mutter einer einjährigen
Tochter). Die ehemalige Nationalrätin und seit 2018 Berner Regierungsrätin – und
Mutter zweier Kinder im Alter von elf und sieben Jahren, wie sogleich in allen Medien
berichtet wurde – habe allerdings national kaum Schlagzeilen gemacht, zudem könnte
es ein Nachteil sein, dass sie seit fünf Jahren nicht mehr im nationalen Parlament sitze,
mutmasste der Blick. Allemann sei nicht die Wunschkandidatin der SP gewesen, wusste
24Heures. Sie habe nicht das Charisma von Flavia Wasserfallen, die in Bundesbern
wesentlich häufiger als Favoritin genannt worden sei. Die Kandidatur von Evi Allemann,
die eine Bilderbuchkarriere ohne Kanten aufweise und bereits mit 20 Jahren in den
Berner Grossen Rat gewählt worden war – 1998 war sie die jüngste
Kantonsparlamentarierin der Schweiz – und 2003 den Sprung in den Nationalrat
geschafft hatte, habe aber ein grosses «ouf de soulagement» bei der Parteileitung
ausgelöst, so 24Heures weiter. Evi Allemann sei auch in bürgerlichen Kreisen beliebt
und zeichne sich durch Pragmatismus aus. Sie habe zudem auf Anhieb jedes politische
Mandat erhalten, das sie angestrebt habe, so der Tages-Anzeiger. Dass sie nicht mehr in
Bundesbern sei, sei für die ehemalige VCS-Präsidentin allerdings ein Handicap, urteilte
auch die NZZ.

Als klare Favoritin wurde in den Medien freilich Eva Herzog gehandelt, die tags darauf
ihre Kandidatur bekannt gab. «Eva Herzog est la Albert Rösti du Parti socialiste» – sie
sei die mit Abstand am häufigsten genannte Favoritin –, berichtete etwa Le Temps über
die Kandidatur der Basler Ständerätin. Sie könne einige Trümpfe aufweisen, wie etwa
ihre 19-jährige Erfahrung als Finanzvorsteherin des Kantons Basel-Stadt und ihre
Ständeratskarriere seit 2019. Ihre gescheiterte Bundesratskandidatur im Jahr 2010, als
sie von der Fraktion für die Nachfolge von Moritz Leuenberger nicht aufs Ticket gesetzt
worden war, sei zudem ebenfalls kein Nachteil. Schliesslich sei der Kanton Basel-Stadt
seit 1973 nicht mehr im Bundesrat vertreten gewesen. Dies sei auch ein Vorteil
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gegenüber der Bernerin Evi Allemann, waren sich die meisten Medien einig. Auch der
Blick machte Eva Herzog zusammen mit Albert Rösti sogleich zum «Favoriten-Duo» und
betonte «die Lust aufs Amt und den Gestaltungswillen», den die Baslerin versprühe. Als
Nachteil bezeichnete 24Heures das fehlende Charisma von Eva Herzog. Sie sei «un peu
cassante», wirke häufig ein wenig spröde. 

Einen weiteren Tag später warf die vierte Kandidatin der SP ihren Hut in den Ring.
«Elisabeth Wer?», titelte die WoZ in Anspielung auf die zumindest in der
Deutschschweiz geringe Bekanntheit von Elisabeth Baume-Schneider, die ähnlich wie
Eva Herzog seit 2019 im Ständerat sitzt und vorher während 13 Jahren im Kanton Jura
als Regierungsrätin das Bildungsdepartement geleitet hatte. Ebendiese Unbekanntheit
sei das grosse Manko der Kandidatin aus der Romandie, waren sich zahlreiche
(Deutschschweizer) Medien einig. Auch wenn von der SP-Parteileitung explizit auch
Frauen aus der lateinischen Schweiz zu einer Kandidatur aufgefordert worden seien,
werde die Vereinigte Bundesversammlung kaum eine Mehrheit von nicht-
deutschsprachigen Personen im Bundesrat goutieren, prognostizierte Le Temps – auch
wenn Elisabeth Baume-Schneider bilingue ist, ihr Vater ist Deutschschweizer. Dass die
Jurassierin «rien à perdre» habe, könne ihr aber auch zum Vorteil gereichen. Die
Chancen seien «mince, mais pas nulles», hoffte Le Quotidien Jurassien. Es könnte sich
gar für die Zukunft lohnen, den bisher noch nie im Bundesrat repräsentierten
peripheren Kanton Jura bekannter zu machen, befand Le Temps mit Blick auf eine
mögliche Wahl bei einem Rücktritt von Alain Berset. Für den Kanton sei dies «une belle
publicité», so Le Temps. Zudem habe die ehemalige Regierungsrätin im Jura viel
Rückhalt, so die Westschweizer Zeitung weiter. In der Tat gab der jurassische
Regierungsrat ihre Kandidatur gar in einem Communiqué bekannt und stellte sich mit
der Ankündigung, sie könne den Röstigraben verkleinern, öffentlich hinter seine
ehemalige Kollegin. In den Medien wurde zudem Elisabeth Baume-Schneiders Nähe zur
Landwirtschaft betont. Thema war freilich auch ihr Alter, das als «Handicap» gewertet
wurde, weil sich die SP eine jüngere Frau wünsche, so der Blick. Die 58-jährige
Ständerätin aus dem Kanton Jura gab zudem in Interviews zu Protokoll, dass sie sich mit
65 Jahren pensionieren lassen wolle. Sie betrachte sich deshalb als «conseillère
fédérale de transition», so ihre Aussage in 24Heures. Eva Herzog bleibe aber auch
deshalb Favoritin, weil die Jurassierin eher am linken Rand der SP politisiere und das
Parlament deshalb weniger gut von sich überzeugen könne als die eher am rechten
Rand der SP einzuschätzende Eva Herzog, so der Blick weiter. 24Heures befand zudem,
dass Elisabeth Baume-Schneider das grünste Profil der SP-Kandidierenden habe, was
ihr allenfalls Stimmen von den Grünen einbringen könnte. Kaum zur Sprache kam
hingegen, dass die Jurassierin in ihren Jugendjahren bei der Revolutionären
Marxistischen Liga politisiert hatte, galt sie doch auch in bürgerlichen Kreisen als «sehr
konziliant». In Interviews gaben Ständerätinnen und Ständeräte aus allen Lagern etwa
der Aargauer Zeitung zu Protokoll, sie sei «lösungsorientiert, ohne den grossen Auftritt
zu suchen», «verlässlich und kollegial», «seriös, aber nicht verbissen» und sie strahle
eine «positive Leichtigkeit» aus. Hingegen wurde das Thema Mutterschaft auch bei der
Kandidatin aus dem Kanton Jura diskutiert: Der Blick wusste zu berichten, dass
Elisabeth Baume-Schneider zwar nicht mehr das Profil der jungen Mutter habe, wie dies
von der SP gewünscht werde, sie habe aber bereits im Jahr 2000 landesweit für
Schlagzeilen gesorgt, weil sie damals als Parlamentspräsidentin ihr Baby an eine Sitzung
im Jurassischen Parlament mitgenommen habe. Die Frage, ob ein Exekutivamt mit
Kindern möglich sei, sei für Elisabeth Baume-Schneider deshalb ein «Déjà-vu». Die
Sanna Marin, die die SP heute im Bundesrat haben wolle, sei die zweifache Mutter
Elisabeth Baume-Schneider schon vor 20 Jahren gewesen, bemühte die Aargauer
Zeitung den Vergleich mit der finnischen Präsidentin ein weiteres Mal.

Bevor die SP über die Nominierung entschied, stand die mit einiger Spannung erwartete
Lösung der «Frage Jositsch» an. In den Medien hatte der Wind in der Zwischenzeit
etwas gedreht und die SP wurde für ihr mangelndes strategisches Geschick kritisiert.
Dass sofort kommuniziert worden sei, nur auf Frauen zu setzen, habe die Partei
unnötigen Spannungen ausgesetzt, war in zahlreichen Medien zu lesen. In der
Zwischenzeit hatte sich zudem die «Reformplattform», ein loser Zusammenschluss
moderat-zentristischer Kräfte der SP, hinter Jositsch gestellt. Im Hinblick auf die
eidgenössichen Wahlen 2023 habe die SP aber wohl keine andere Wahl, als mit einer
Frau und einem Mann im Bundesrat vertreten zu sein, was nur ein reines Frauenticket
garantiere, ergänzte der Tages-Anzeiger. Als Gleichstellungspartei sei sie sonst nicht
glaubwürdig. Alles andere wäre denn auch «politisches Harakiri», urteilte auch die
Republik. Denn würde Jositsch auf dem Ticket stehen, würde er «mit hoher
Wahrscheinlichkeit» gewählt, was dem mächtigen «Momentum von feministischer
Politik» völlig zuwiderlaufen und Proteste auslösen würde. Auch der 80-köpfige
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Parteirat, eine Art Parlament innerhalb der Partei, stärkte der Parteileitung den Rücken
und sprach sich einstimmig für ein reines Frauenticket aus. Die diese Frage letztlich
entscheidende Fraktion selber tagte dann am 18. November und sprach sich laut ihrem
Chef Roger Nordmann (sp, VD) klar mit 37 zu 6 Stimmen (2 Enthaltungen) dafür aus, nur
Frauen zu nominieren. Daniel Jositsch habe sich eloquent verteidigt, respektiere aber
das Urteil, so Nordmann weiter. Der Vorschlag für ein Dreierticket sei mit 26 zu 19
Stimmen abgelehnt worden. In einem kurzen Statement gab Daniel Jositsch im
Anschluss an die Fraktionssitzung den Medien zu Protokoll, er verstehe den Entscheid,
es gebe keine innerparteilichen Konflikte und er ziehe seine Kandidatur angesichts der
exzellenten Kandidatinnen zurück. Die Diskussionen seien freilich nicht so glatt
verlaufen, wie dies für die Presse dargestellt worden sei, wusste der Tages-Anzeiger zu
berichten. Vor allem die Parteispitze habe sich von einigen Fraktionsmitgliedern
harsche Kritik anhören müssen: Dass Mattea Meyer und Cédric Wermuth unmittelbar
nach dem Rücktritt von Simonetta Sommaruga eigenmächtig ein Frauenticket
angekündigt hätten, zeuge von schlechtem Kommunikationsstil und mangelndem
Vertrauen in die Fraktion, so die interne Kritik laut Tages-Anzeiger. 

Spannend blieb in der Folge also die Frage, welche beiden Kandidatinnen von der
Fraktion aufs Ticket gehievt werden. Im Vorfeld der entsprechenden
Fraktionsentscheidung vom 26. November hatte die SP vier von ihr so benannte
«öffentliche Hearings» in Luzern, Lausanne, Zürich und Liestal geplant, in denen die
drei Kandidatinnen Red und Antwort stehen – und «mit dem personellen Spektakel
etwas Werbung» für die Partei machen sollten, wie die NZZ vermutete. Alle vier
Hearings verliefen ohne Überraschungen. Es gebe kaum Unterschiede in den Positionen
der drei Kandidatinnen war die ziemlich einhellige Meinung der Medien, was das
Rennen um die Plätze auf dem Ticket freilich nur spannender mache.

Die Entscheidung der SP-Fraktion, Eva Herzog und Elisabeth Baume-Schneider auf das
Ticket zu setzen, sorgte dann doch bei vielen Beobachterinnen und Beobachtern für
überraschte Gesichter und einige Kritik. Der Entscheid habe etwas Zufälliges, urteilten
einige Medien gestützt auf den Wahlprozess in der Fraktion, über den medial berichtet
wurde. In den ersten beiden Wahlgängen waren die Unterschiede jeweils knapp, einmal
verfügte Elisabeth Baume-Schneider und einmal Evi Allemann über die meisten
Stimmen. Erst im dritten Wahlgang, in dem keine Zweitstimmen mehr zugelassen waren,
war das Ergebnis schliesslich klar genug: 24 Stimmen für Eva Herzog, 23 für Elisabeth
Baume-Schneider und lediglich noch 14 für Evi Allemann, die also für viele
Fraktionsmitglieder anscheinend jeweils zweite Wahl gewesen war. Ausgerechnet die in
den letzten Wochen so breit diskutierte «junge Mutter» hatte es damit nicht auf das
Ticket geschafft. Dies stiess bei zahlreichen Beobachterinnen und Beobachtern auf
Kritik. Die Sonntagszeitung wusste zu berichten, dass es in der Fraktion zwei Lager
gegeben habe: Das eine habe auf die moderatere Eva Herzog gesetzt, während das
andere vorwiegend aus Romand.e.s bestanden habe, unterstützt von
Fraktionsmitgliedern, die bei der nächsten Vakanz die Wahlchancen Deutschschweizer
Männer erhöhen wollten. Dieses Lager habe die eher links politisierende Westschweizer
Kandidatin Elisabeth Baume-Schneider präferiert. Dies wiederum weckte Unbill bei der
FDP, die sich im Vorfeld dezidiert gegen eine lateinische Mehrheit im Bundesrat
ausgesprochen und bei der SP entsprechende Forderungen angemeldet hatte. Auch die
SVP kritisierte die Auswahl, weil die Gefahr bestehe, dass am Schluss nur noch Kantone
im Bundesrat vertreten seien, die im Finanzausgleich zu den Nehmerkantonen
gehörten. Der Sonntagsblick hatte im Vorfeld der Fraktionssitzung eine
Bevölkerungsbefragung durchführen lassen, bei der sich zeigte, dass die Mehrheit der
Befragten ebenfalls die beiden Ständerätinnen auf das Ticket gesetzt hätte. Laut der
Montagspresse änderte diese Vorauswahl allerdings wenig an der Ausgangslage: Wie bei
der SVP Albert Rösti bleibe auch bei der SP Eva Herzog klare Favoritin. Die Aargauer
Zeitung bezeichnete die Nomination von Elisabeth Baume-Schneider als «taktisch». Sie
sei für Herzog die ungefährlichere Partnerin auf dem Ticket. Elisabeth Baume-
Schneider selber war sich ihrer Outsider-Rolle bewusst, aber man könne ja nie wissen,
gab sie dem Quotidien Jurassien zu Protokoll.

Die Wahl

Am Mittwoch 7. Dezember schritt die Vereinigte Bundesversammlung schliesslich zur
Ersatzwahl. Entsprechend dem Protokoll wurden zuerst die beiden zurücktretenden
Bundesratsmitglieder durch den Nationalratspräsidenten Martin Candinas (mitte, GR)
verabschiedet. Als «Chrampfer» würdigte Candinas den zurücktretenden SVP-
Bundesrat Ueli Maurer. Er sei «das Gewissen der Finanzpolitik» gewesen und habe
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immer wieder vor Mehrausgaben gewarnt. Im Parlament würden seine Freundlichkeit,
sein «verschmitzter Humor» und seine Vorlieben für Metaphern fehlen, so Candinas.
Simonetta Sommaruga habe nicht nur «die Prinzipien der Kollegialität und der
Konkordanz verkörpert», sondern auch stets das Wohl der Menschen in den Mittelpunkt
gestellt, lobte Nationalratspräsident Candinas die scheidende Magistratin.
Insbesondere während ihres Präsidialjahres während der Covid-19-Krise habe sie die
bemerkenswerte Fähigkeit gezeigt, auch «[i]m Moment der Unsicherheit Brücken zu
bauen». 
Ueli Maurer hob in seiner Abschiedsrede die Bedeutung von Freiheit hervor, die es zu
verteidigen gelte, wozu auch ein gesunder Finanzhaushalt beitrage. Er sei stolz auf
seinen Ruf als «Sparonkel», freue sich jetzt aber auf die Zeit danach. Simonetta
Sommaruga ihrerseits betonte, wie wichtig es sei, dass dass man trotz
unterschiedlicher Auffassungen aufeinander zugehe. Es sei ihr eine Freude und eine
Ehre gewesen, Bundesrätin zu sein: «Ich habe es gerne gemacht», wiederholte sie noch
einmal den Satz, den sie bereits bei ihrer Rücktrittsankündigung gesagt hatte. Die
scheidende Magistratin und der scheidende Magistrat wurden unter grossem Beifall
und stehenden Ovationen verabschiedet.

Nachdem Martin Candinas die Fraktionsempfehlungen für die Ersatzwahl von Ueli
Maurer verlesen hatte – mit Ausnahme der grünen Fraktion, die keinen Kandidaten
empfahl, schlugen alle anderen Fraktionen sowohl Albert Rösti (svp, BE) als auch Hans-
Ueli Vogt (svp, ZH) vor – und Fraktionssprecher Thomas Aeschi (svp, ZG) das Parlament
gebeten hatte, jemanden vom SVP-Ticket zu wählen, schritt die Vereinigte
Bundesversammlung zur ersten «Wahl eines neuen Mitglieds in den Bundesrat». Die
Nachfolge von Ueli Maurer war sehr rasch geregelt: Bereits im ersten Wahlgang
übersprang der Favorit Albert Rösti das absolute Mehr. Mit 131 von 243 gültigen
Stimmen liess er Hans-Ueli Vogt, der 98 Stimmen erhielt, recht deutlich hinter sich. 14
Stimmen entfielen auf Verschiedene. 
In seiner kurzen Rede, in welcher der neu gekürte Bundesrat «mit grosser Freude und
grossem Tatendrang» die Wahl annahm, betonte Albert Rösti, dass er seine
Lebenserfahrung einbringen und seine Überzeugungen im Bundestat vertreten werde;
er wolle aktiv und konstruktiv an Lösungen arbeiten, die Bestehendes bewahren, aber
wo nötig auch behutsam Anpassungen verlangen. 

Die Ersatzwahl von Simonetta Sommaruga dauerte dann etwas länger. Auch hier gab
der Nationalratspräsident die Empfehlungen der Fraktionen bekannt – ausser der GLP-
Fraktion, die nur Eva Herzog (sp, BS) empfahl, schlugen alle anderen Fraktionen beide
Kandidatinnen zur Wahl vor – und auch hier ergriff lediglich der Fraktionspräsident der
SP das Wort. Roger Nordmann (sp, VD) dankte noch einmal den beiden scheidenden
Bundesratsmitgliedern. Gemäss den seit einigen Jahren eingespielten Gepflogenheiten
präsentiere auch die SP-Fraktion ein Zweierticket zur Auswahl, betonte er. Im ersten
Wahlgang erhielten freilich nicht bloss die beiden offiziellen Kandidatinnen Stimmen:
Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) kam auf 96 von 243 gültigen Stimmen, Eva Herzog
auf 83 Stimmen, gefolgt von Daniel Jositsch (sp, ZH), dem 58 Mitglieder der
Bundesversammlung ihre Stimme gaben. 6 Stimmen entfielen auf Diverse. Das absolute
Mehr von 123 wurde damit von niemandem erreicht. 
Im Vorfeld des zweiten Wahlgangs ergriff noch einmal der Fraktionspräsident der SP das
Wort. Er bitte die Bundesversammlung, eine der beiden vorgeschlagenen Frauen zu
wählen. Die Zusammensetzung des Bundesrats mit fünf Männern und zwei Frauen sei
nicht nur unausgewogen, sondern würde auch völlig aus der Zeit fallen. Er erinnere
daran, dass bis heute – inklusive Albert Rösti, dem er gratuliere – 111 Männer, aber
lediglich neun Frauen in der Landesregierung gesessen seien. Es sei Zeit für die zehnte.
Nicht ans Rednerpult schritt hingegen Daniel Jositsch, obwohl viele Beobachterinnen
und Beobachter erwartet hätten, dass er eine Verzichtserklärung abgeben würde. In der
Folge erhielt er auch im zweiten Wahlgang 28 Stimmen, weshalb erneut weder Elisabeth
Baume-Schneider (112 Stimmen) noch Eva Herzog (105 Stimmen) das absolute Mehr
überspringen konnten. 
Es brauchte entsprechend einen dritten Wahlgang, bei dem sich aber zur grossen
Überraschung der meisten Kommentatorinnen und Kommentatoren die Reihenfolge
der Kandidatinnen nicht mehr veränderte: Mit 123 Stimmen – genau so viele waren für
das absolute Mehr nötig – wurde Elisabeth Baume-Schneider zur neuen Bundesrätin
gewählt. Eva Herzog hatte 116 Stimmen erhalten, erneut entfielen 6 Stimmen auf Daniel
Jositsch. 
Es sorgte für Heiterkeit, dass die neu gekürte Bundesrätin bereits am Rednerpult stand,
bevor sie der Nationalratspräsident dorthin gebeten hatte. Auch Elisabeth Baume-
Schneider nahm die Wahl an. Sie gratuliere – das sei ganz seltsam, das auszusprechen –
ihrem zukünftigen Kollegen Albert Rösti. Sie wolle getreu dem Satz in der
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Bundesverfassung, dass sich die Stärke des Volkes am Wohl der Schwachen messe, ihre
Werte in den Dienst der Gesellschaft stellen. Sie sei sicher charmant, wie dies viele
Kolleginnen und Kollegen im Vorfeld der Wahlen in den Medien immer wieder betont
hätten, sie sei aber auch ehrlich und sie könne sehr ernsthaft arbeiten, worauf sie sich
freue. In der Folge legte Albert Rösti den Eid und Elisabeth Baume-Schneider das
Gelübde ab, woraufhin sie mit stehenden Ovationen bedacht wurden. Vor dem
Bundeshaus feierten rund 200 Jurassierinnen und Jurassier den Überraschungssieg
«ihrer» ersten Bundesrätin.

Die Medien sprachen praktisch unisono von einer Überraschung. Während die Presse in
der Romandie den Sieg ihrer neuen Bundesrätin feierte – Le Temps betitelte sie als «La
reine Elisabeth» –, die Wahl als «Höhepunkt eines überzeugenden politischen
Werdegangs» darstellte und ihre hervorragende Kampagne lobte, hoben die
Deutschschweizer eher die im Vergleich zur «distanziert-kühlen» Eva Herzog
sympathischere Art der Jurassierin hervor, um die Überraschung zu erklären. Die NZZ
vermutete, dass die Jurassierin von vielen Parlamentsmitgliedern nicht nur als
zugänglicher, sondern auch als beeinflussbarer bewertet worden sei. Es sei nicht das
erste Mal, «dass in einer Bundesratswahl die Gmögigere gewählt» werde. Die NZZ
vermutete gar, dass «der männliche Teil des Parlaments [...] in dubio lieber eine
Tochter- oder Mutterfigur [wählt], hingegen vor starken und machtbewussten Frauen
[zurückschreckt]». Diese Aussagen wurden in der Folge verschiedentlich als sexistisch
kritisiert.
Zahlreiche weitere Gründe wurden für die überraschende Wahl von Baume-Schneider
in den Medien bemüht. Mehrmals wurde etwa strategisches Verhalten vermutet:
Innerhalb der SP hätten einige den «natürlichen Berset-Nachfolger» Pierre-Yves
Maillard (sp, VD) verhindern wollen, mutmasste etwa die NZZ und auch Le Temps
glaubte, dass sich das Parlament mit der Wahl Baume-Schneiders für künftige
Bundesratswahlen mehr Optionen habe offenlassen wollen. Für den Blick war der
«Jura-Coup» eine Folge freisinniger Strategie: So hätten etwa die Stimmen aus der
Landwirtschaft und von vielen Romand.e.s nicht für eine Wahl gereicht, die nötigen
Stimmen habe sie aus der FDP-Fraktion erhalten, die erkannt habe, dass sie der SP
schade, wenn diese zwei Mitglieder aus der Westschweiz in der Landesregierung habe.
Als weiteren Grund machten einige Medien auch den Umstand aus, dass Herzog einigen
Bürgerlichen wohl «zu europafreundlich» gewesen sei.

Für mediale Diskussionen sorgten auch die Stimmen, die Daniel Jositsch erhalten
hatte. In verschiedenen Interviews wurde zudem Unmut darüber geäussert, dass der
Zürcher Ständerat keine Verzichtserklärung abgegeben hatte. Insbesondere in seiner
eigenen Partei habe er damit viel Geschirr zerschlagen. Der Blick sprach im Hinblick auf
künftige Bundesratswahlen gar von einem «Eigengoal»: Mit seinem Verhalten habe er
sein Ziel, Bundesrat zu werden, wohl endgültig verbaut. Die Stimmen für Daniel Jositsch
seien wohl vor allem aus der SVP gekommen, wurde vermutet. In der Tat gab Christian
Imark (svp, SO) in der Solthurner Zeitung zu Protokoll, aus «Protest gegen das Theater
im Vorfeld» zuerst Daniel Jositsch die Stimme gegeben zu haben. 

Weniger Analyse wurde in den Medien für die Wahl von Albert Rösti angestrengt. «Viel
Drama bei der SP – null Drama bei der SVP», brachte dies der Tages-Anzeiger auf den
Punkt. Das Resultat sei vor allem auch die Folge davon, dass die Berner Sektion im
Gegensatz zur Zürcher Sektion für eine Nachfolge bereit gewesen sei, urteilte Le
Temps; Hans-Ueli Vogt sei zudem wohl auch sein Ruf zum Verhängnis geworden, zu
wenig hart für den Job zu sein. Die grosse Frage sei nun, wie stark Albert Rösti, der laut
NZZ «Konkordanz verkörpert», die Linie der SVP im Bundesrat vertreten werde. 

Die Bundesratsersatzwahlen brachten also eine Premiere: Zum ersten Mal seit seinem
Bestehen (1979) war der Kanton Jura in der Landesregierung vertreten. Die Wahl seiner
Bundesrätin wurde im Kanton Jura denn auch ausgiebig gefeiert. Die Kantonsregierung
schaltete ein Inserat, mit dem sie Elisabeth Baume-Schneider gratulierte. Keine
Premiere stellte hingegen die Regierungsmehrheit der Sprachminderheiten dar. Bereits
von 1917 bis 1920 hatten ein Tessiner (Giuseppe Motta), ein Genfer (Gustave Ador), ein
Waadtländer (Camille Decoppet) und der erste Rätoromane (Felix-Louis Calonder) im
Bundesrat gesessen. In den restlichen rund 170 Jahren war die Mehrheit in der
Landesregierung freilich stets deutschsprachig gewesen. Die von der Bundesverfassung
seit 1999 empfohlene adäquate Vertretung der Sprachregionen entspräche
mathematisch 2.3 Sitzen für nicht-deutschsprachige Regierungsmitglieder.
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Regierungspolitik

Am ersten Tag der ausserordentlichen Session im Mai 2020, die der Bewältigung der
Corona-Krise gewidmet war, gab Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga eine
Erklärung des Bundesrates zur Corona-Pandemie ab. Die Schweiz sei nicht
unverwundbar; ein kleines Virus habe die grossen Grundrechte in Gefahr gebracht, die
der Bundesrat zur Bewältigung der Krise habe beschneiden müssen, indem er
Persönlichkeits- und Wirtschaftsrechte und die kantonale Hoheit eingeschränkt habe –
sich dabei stets an der von der Bundesverfassung vorgesehenen Verhältnismässigkeit
orientierend. Die ergriffenen Massnahmen hätten zu vielen Härtefällen geführt und die
wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie seien schmerzhaft. Jetzt gelte es, die
Schweiz aus der Krise zu führen, wobei das Parlament wieder in der Verantwortung sei.
«Unsere starke Demokratie» habe das Virus nicht beschädigen können. Es sei wichtig,
dass das Parlament die Entscheide des Bundesrats hinterfrage, damit man in einem
fruchtbaren Dialog gemeinsame Lösungen finde. Sie denke aber auch an die Menschen,
die in der Krise Angehörige verloren haben und danke allen, die das Land stützten. 
Bei der Fraktionsdebatte (Kategorie IIIa), die auf die Erklärung folgte, nahmen die
Fraktionssprecherinnen und -sprecher der Fraktionsgrösse nach Stellung zur Krise.
Albert Rösti (svp, BE) und Céline Amaudruz (svp, GE) dankten der Polizei, der Armee und
dem Zivilschutz und kritisierten zuerst die mangelnde Vorbereitung auf die Krise.
Medizinische Mittel, Medikamente und Geräte hätten nur in ungenügender Menge zur
Verfügung gestanden. Mit Besorgnis nehme die SVP zudem die wirtschaftlichen
Schäden wahr. Man müsse die Menschen vor Covid-19, aber auch «vor dem
wirtschaftlichen Untergang» schützen. Das Notrecht sei aufzuheben und auch im Falle
einer zweiten Welle nicht wieder einzusetzen. Ein zweiter Lockdown müsse vermieden
werden, der Bundesrat müsse die Krisenvorsorge verbessern und die Grenzkontrollen
aufrechterhalten. Die Wirtschaft müsse zudem mit tiefen Steuern, Gebühren und
Abgaben in Fahrt gebracht werden. 
Roger Nordmann (sp, VD) bedankte sich im Namen der SP-Fraktion beim Gesundheits-
und Pflegepersonal, dem Verkaufspersonal, den Erziehungs- und Lehrpersonen, den
Chauffeuren und Chauffeusen und der Polizei, die sich der Gefahr einer Covid-
Erkrankung ausgesetzt hätten. Es seien die Menschen mit den häufig am schlechtesten
bezahlten Berufen, die in phänomenaler Geschwindigkeit Hilfspläne ausgedacht und
umgesetzt hätten. Dank ihnen sei eine Katastrophe vermieden worden. Aber auch dem
Bundesrat müsse Dank ausgesprochen werden. Die SP wehre sich gegen den Versuch,
einen Gegensatz zwischen Gesundheit und Wirtschaft herzustellen. Letzterer könne es
nur gut gehen, wenn die Pandemie in den Griff gebracht werden könne. Der
wirtschaftliche Aufschwung müsse zudem mit dem Schutz der natürlichen Ressourcen
und dem Ziel einer Korrektur von Ungleichheiten verbunden werden. Weil die Pandemie
global sei, könne die Schweiz die Krise nur im Verbund mit Europa angehen und müsse
sich als reiches Land solidarisch mit ärmeren Staaten zeigen. 
Im Namen der Mitte-Fraktion sprach Marco Romano (cvp, TI) den Menschen seinen
Dank aus, die geholfen hätten, die Gesellschaft am Laufen zu halten. Auch der
Bevölkerung, die sich an die Empfehlungen und die Regeln gehalten habe, gebühre
Dank. Der Bundesrat müsse klarer und transparenter informieren und auf die politische
und soziale Reife des Schweizer Volkes bauen. In unsicheren Zeiten brauche es eine
starke Politik der Mitte und konstruktive Lösungen; es brauche nun ein Projekt für das
ganze Land, um der grössten wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Herausforderung
der letzten Jahrzehnte zu begegnen. Marianne Streiff-Feller (evp, BE) und Martin
Landolt (bdp, GL) – ebenfalls Angehörige der Mitte-Fraktion – dankten dem Bundesrat
für das umsichtige Krisenmanagement. Streiff-Feller bat die Regierung, ihre
Besonnenheit beizubehalten, und Landolt betonte, dass es gut sei, dass die Führung in
der Situation der Krisenbewältigung beim Bundesrat liege. Es sei wesentlich einfacher,
zu kommentieren, kritisieren oder zu loben, als die konkreten Entscheide treffen und
Verantwortung übernehmen zu müssen. Das Parlament müsse der Versuchung
widerstehen, «sich als Schattenregierung aufzuspielen».
Für die Fraktion der Grünen ergriffen Balthasar Glättli (gp, ZH) und Léonore Porchet (gp,
VD) das Wort. Sie betonten die Chancen, die aus einer Krise erwachsen können. Glättli
schlug etwa vor, mit den Milliarden an Wirtschaftshilfe nicht «die graue Wirtschaft von
gestern» zu unterstützen, sondern in einen Umbau hin zu einer grünen Wirtschaft zu
investieren. So könnten etwa die Erfahrungen mit Telearbeit zu einer Reduktion der
Mobilität genutzt oder die Quartiersolidarität bewahrt werden. Ausserdem dürfe die
Klimakrise, die andere grosse Krise neben der Pandemie, die im Gegensatz zu Covid
vorhersehbar sei, nicht in Vergessenheit geraten. Glättli sprach sich zudem für
Massnahmen aus, die das Parlament krisenresistenter und die Verhältnismässigkeit von
Notverordnungen rasch überprüfbar machen. Porchet hob die Leistungen des
Gesundheitspersonals hervor und erklärte, die Grünen forderten mehr Unterstützung –
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etwa ganz konkret in Form eines vierzehnten Monatslohnes. 
Beat Walti (fdp, ZH) und Olivier Feller (fdp, VD) sprachen für die FDP-Fraktion. Walti hob
hervor, dass das Gesundheits- sowie das Wirtschaftssystem auch in dieser
ausserordentlichen Lage gut funktioniert hätten. Es verdiene Anerkennung, dass viele
Menschen innert kürzester Zeit ihr Leben umorganisiert hätten. Bedenklich sei
allerdings, wie wenig Reserven in vielen Bereichen vorhanden seien. Viele Unternehmen
stünden am wirtschaftlichen Abgrund. Deshalb müsse man jetzt die
Rahmenbedingungen so ausgestalten, dass die Innovationskraft der Schweiz gestärkt
und ihre globale Vernetzung verbessert würden. Man müsse den Menschen zudem
Eigenverantwortung zugestehen. Feller betonte, dass es hierfür eine schnelle Rückkehr
zur Normalität brauche.
Für die GLP, die kleinste Fraktion im Parlament, ergriffen Tiana Angelina Moser (glp, ZH),
Jürg Grossen (glp, BE) und François Pointet (glp, VD) das Wort. Moser betonte die
einmalige Solidarität, die sich in der Krise gezeigt habe. Diesem Zusammenhalt sei –
zusammen mit der nicht selbstverständlichen finanziellen Stabilität und tiefen
Staatsverschuldung – Sorge zu tragen. Die geplanten Eingriffe zur Bewältigung der Krise
dürften nicht zu einem «Providurium» werden. Die Krise sei auch eine Chance, um
Digitalisierung zu realisieren und klimaschädliche Mobilität neu auszurichten. Grossen
und Pointet dankten dem Gesamtbundesrat, der konsequent aber mit Augenmass agiert
habe. Freilich müssten die Entscheide aber auch kritisch diskutiert werden, damit man
aus der Krise lernen könne. 
Nachdem Simonetta Sommaruga auf die verschiedenen Beiträge kurz einging – sie
sprach von der selbstverständlich notwendigen Aufarbeitung der Krise und dem
Stresstest, dem der Föderalismus ausgesetzt gewesen sei, aber auch von den
funktionierenden Wirtschaftsmassnahmen und der Zusammenarbeit mit den
Nachbarstaaten –, wurde sie mit einem bunten Strauss an Fragen von Vertreterinnen
und Vertretern der bürgerlichen Parteien, vor allem aber seitens der SVP-Fraktion
torpediert. Nicht so sehr die beschwichtigenden Antworten der Bundespräsidentin,
sondern vielmehr die Fragen selber warfen dabei ein Licht auf die unterschiedlichen
Interessen und Pläne der Fraktionen, wie die Krise bewertet und mit welchen
Massnahmen sie überwunden werden sollte. So kritisierte etwa Roger Köppel (svp, ZH),
dass die Politik des Bundesrates «zerstörerische Auswirkungen auf Wohlstand und
Gesundheit» hätten; Yvette Estermann (svp, LU) fürchtete sich vor einem Impfzwang;
Thomas Aeschi (svp, ZG) befürchtete die Verlängerung des Notstands bis September;
Erich von Siebenthal (svp, BE) forderte Massnahmen, damit Gottesdienste wieder
möglich sind; Mike Egger (svp, SG), Erich Hess (svp, BE) und Thomas Hurter (svp, SH)
wollten eine Zusicherung, dass das CO2-Gesetz nicht prioritär behandelt werde; Hans-
Ueli Vogt (svp, ZH) fragte, wann der Bundesrat die ausserordentliche Lage beenden
werde; und Piero Marchesi (svp, TI) verlangte eine generelle Maskenpflicht. Fragen
kamen auch aus der Mitte-Fraktion – Marco Romano sorgte sich um den Grenzschutz
mit Italien; Benjamin Roduit (cvp, VS) um den «Corona-Graben», also den Umstand,
dass die Romandie und das Tessin stärker unter Covid-19 gelitten hätten als die
Deutschschweiz; und Fabio Regazzi (cvp, TI) um die Situation der Restaurants. Für die
FDP-Fraktion wollte Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) wissen, ob für einen neuerlichen
Lockdown andere Massnahmen ergriffen würden; Christian Wasserfallen (fdp, BE)
interessierte sich für die Grenzmodalitäten für die Exportwirtschaft; Rocco Cattaneo
(fdp, TI) fragte nach konkreten Massnahmen für die Tourismusbranche; und Frédéric
Borloz (fdp, VD) wollte eine Zusicherung, dass der Inländervorrang nach wie vor Geltung
habe.

Am Nachmittag hielt die Bundespräsidentin ihre Erklärung dann auch im Ständerat ab.
Nicht weniger als 20 Rednerinnen und Redner meldeten sich in der kleinen Kammer im
Rahmen einer «Diskussion über die Erklärung» zu Wort. Pirmin Bischof (cvp, SO)
äusserte seine Dankbarkeit, dass das Parlament nun gemeinsam mit dem Bundesrat, der
«sehr gut, schnell und effizient gehandelt» habe, die politische Verantwortung wieder
übernehmen könne. Ruedi Noser (fdp, ZH) stellte die These auf, dass die Politik in einen
«Selbstschutzmodus» verfallen sei und die Illusion schaffe, dass der Staat für jeden
Schaden aufkomme. Die Aufgabe der Politik sei es aber, «den Menschen ein gutes,
möglichst selbstbestimmtes Leben in Freiheit, Wohlstand und Würde zu ermöglichen».
Das bedeute aber auch, dass die Gesundheit nicht einziges Ziel staatlichen Handelns
sein dürfe und dafür Freiheit, Wohlstand und Selbstbestimmung nicht geopfert werden
dürfen. Das Prinzip «Politik senkt Todesraten, indem sie das Leben anhält» dürfe nicht
weiter gelten. Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) erinnerte daran, dass die ärmsten der
Gesellschaft nicht vernachlässigt werden dürften. Zudem habe die Krise gezeigt, dass
ganz viel Solidarität herrsche, aber auch, dass das Gesundheitssystem gestärkt werden
müsse. Insbesondere die Pflegeberufe müssten mehr Anerkennung erhalten. Hannes
Germann (svp, SH) hob das Erfolgsmodell Schweiz hervor. Der Staat habe sich in der
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Krise als handlungsfähig erwiesen. Es gelte nun aber, den Ausstieg aus der Krise zu
finden und dabei dieses Erfolgsmodell nicht zu gefährden. Das «gigantische Hilfspaket»
schaffe Vertrauen und mache Mut. Es gelte aber, in dieser «Ausgabeneuphorie» Mass
zu halten. Lisa Mazzone (gp, GE) sah im Umstand, dass man über die Begrenzung
individueller Freiheiten schockiert gewesen sein, ein Zeichen dafür, wie wichtig diese
fundamentalen Rechte für die Gesellschaft seien. Die Begrenzung sei aber
gerechtfertigt gewesen, weil ein Gleichgewicht zwischen Freiheit und Sicherheit habe
gefunden werden müssen. Dass der Bundesrat dieses gefunden habe, zeige etwa auch
der Umstand, dass er nicht wie in anderen Ländern den totalen Lockdown, sondern nur
ein «semi-confinement» gewählt habe. Die Genfer Neo-Ständerätin wollte in den
kommenden Beratungen vor allem auch an die kranken Personen denken – sie selber
kenne etwa 20 Personen, die an Covid-19 erkrankt seien – und an jene Menschen,
denen auch aufgrund der Krise extreme Armut drohe. Die Folgerednerinnen und
-redner reihten sich in den Dank an den Bundesrat ein und gaben ihrer Freude
Ausdruck, wieder tagen zu dürfen. Auch Alex Kuprecht (svp, SZ) attestierte der
Regierung «Leadership». Hätte das Parlament in der Krise Entscheidungen treffen
müssen, so wären, «da bin ich mir fast sicher, heute noch kein Darlehen durch Banken,
kein Erwerbsersatz und keine Kurzarbeitsentschädigung geflossen». In den meisten
Ausführungen wurde daran erinnert, dass jetzt grosse Aufgaben auf das Parlament
zukämen, sowohl was die Fragen der Hilfsmassnahmen für die Wirtschaft, aber auch
was institutionelle Fragen betreffe. So wies etwa Andrea Caroni (fdp, AR) darauf hin,
dass die Bundesversammlung auf die Gesundheitskrise unzureichend vorbereitet
gewesen sei. Das müsse sich ändern. «Der Hals-über-Kopf-Abbruch der
Frühjahrssession» sei «ein Tiefpunkt in der Parlamentsgeschichte des Landes»
gewesen, befand gar Paul Rechsteiner (sp, SG). Immerhin hätten 32 Mitglieder des
Ständerats diese ausserordentliche Session verlangt, um den verfassungsmässigen
Zustand wiederherzustellen. Nicht wenige Rednerinnen und Redner aus dem
bürgerlichen Lager forderten den Bundesrat auch auf, die Massnahmen zu lockern und
eine Rückkehr zur Normalität anzustreben. 
Am Schluss nahm Bundespräsidentin Sommaruga noch einmal Stellung. Sie sei froh,
dass die Kommissionen davon abgesehen hätten, selber Notrechtsverordnungen zu
erlassen. Der Bundesrat habe von Beginn an einen Mittelweg gewählt, was nun in der Tat
erste Lockerungen erlaube. Aber auch hier wolle man nichts überstürzen, um eine
zweite Welle zu verhindern. Mit den Öffnungsschritten sollten vor allem auch
Perspektiven geschaffen werden. Zudem gehe es darum, die Verantwortlichkeiten
zwischen Bund und Kantonen zu klären. Auch eine Neudefinition davon, was kritische
Infrastruktur sei und wie diese aufrecht erhalten werden solle, sei nötig. Sommaruga
sprach zudem von ihren Erfahrungen, die sie während der Krise «im internationalen
Bereich» gemacht habe. In einer Krise schaue jeder für sich selber und auch mit Geld
könne man daran nichts ändern. Wichtig seien deshalb gute Beziehungen und gute
Kontakte vor allem zu den Nachbarstaaten. Zum Schluss wies die Bundespräsidentin
darauf hin, dass alle Departemente und die Bundeskanzlei in der Krise viel Arbeit
geleistet und sich dauernd mit grossen und komplexen Fragen beschäftigt hätten. Es sei
für den Bundesrat eine enorme Belastung gewesen, die dank der Hilfe der Verwaltung
habe getragen werden können. Der Bundesrat begrüsse schliesslich die anstehende und
von vielen Rednerinnen und Rednern geforderte baldige Aufarbeitung der Situation. 2

Parlamentsmandat

Die Sonderprivilegien für Magistratspersonen und Parlamentsmitglieder in Form des
Ruhegehaltes für erstere bzw. der Überbrückungsleistung für zweitere seien
abzuschaffen, forderte Mike Egger (svp, SG) in einer Motion. Ehemalige Bundesrats- und
Bundesgerichtsmitglieder sowie ehemalige Bundeskanzlerinnen und Bundeskanzler
erhielten jährlich fast CHF 200'000 Rente und Parlamentarierinnen und Parlamentarier
erhielten auf Antrag Überbrückungsleistungen, obwohl sie auch eine
Arbeitslosenentschädigung beantragen könnten. Abgewählte Parlamentsmitglieder
können sogenannte Überbrückungsleistungen im Umfang von CHF 2'450 pro Monat für
maximal zwei Jahre beantragen. Sowohl die Ruhegehälter als auch die
Überbrückungsleistungen kämen einer Besserstellung gegenüber der Bevölkerung gleich
und müssten gestrichen werden, so der Motionär. Zudem schieden Bundesrats- und
Parlamentsmitglieder häufig noch in arbeitsfähigem Alter aus ihrem Amt. Sie dürften
vor allem dank ihrer guten Vernetzung durchaus in der Lage sein, eine neue berufliche
Tätigkeit zu finden, mit der sie weder auf Überbrückungsleistungen noch Ruhegehälter
angewiesen seien. Auch damit würden sie der arbeitenden Bevölkerung gleichgestellt,
führte Egger in der Sommersession 2022 aus. Bundeskanzler Walter Thurnherr nahm für
den Bundesrat Stellung und verwies auf den Bericht zu einem Postulat von Peter
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Hegglin (mitte, ZG): Dort würden mögliche Alternativen zur heutigen
Ruhestandsregelung aufgezeigt, aber auch argumentiert, dass solche Neuerungen einen
wesentlich höheren administrativen Aufwand und komplexe Regelungen nach sich
ziehen würden. Es sei am Parlament, hier mögliche Alternativen zu finden. Eine
ersatzlose Streichung einer Rente, wie sie von der Motion gefordert werde, lehne der
Bundesrat hingegen ab. In der schriftlichen Stellungnahme zur Motion hatte der
Bundesrat zudem auf einen erst kürzlich getroffenen Entscheid des Parlaments
verwiesen, die Überbrückungshilfe für Ratsmitglieder beizubehalten. Man sei damals
zuerst für eine Verschärfung gewesen, dann aber nicht auf die Vorlage eingetreten.
Mit 131 zu 51 Stimmen lehnte der Nationalrat die Motion ab. Neben der geschlossenen
SVP-Fraktion hatten auch Roger Nordmann (sp, VD) und Sidney Kamerzin (mitte, VS) den
«Ja»-Knopf gedrückt. 3

Parlamentsorganisation

Die «Kasachstan-Affäre» von 2015 hatte dafür gesorgt, dass das Thema «Lobbying»
auch 2016 häufig Gegenstand von Diskussionen und Medienberichten war. Ins Visier
gerieten Anfang Jahr die Vertreter der Krankenkassen. In einem Interview im Blick
nannte Pierre-Yves Maillard (VD, sp), Gesundheitsdirektor im Kanton Waadt und
ehemaliger Nationalrat für die SP, Ignazio Cassis (fdp, TI) als Beispiel einer Verfilzung,
die vor dem Hintergrund steigender Gesundheitskosten nicht angehe: Cassis sei
gleichzeitig Präsident der FDP-Fraktion, der SGK-NR und des Krankenkassenverbandes
Curafutura. Der Blick kolportierte, gestützt auf das St. Galler Tagblatt, dass Cassis für
sein Mandat als Krankenkassenvertreter CHF 180'000 erhalten soll. Der Tessiner
Nationalrat wehrte sich tags darauf in der Boulevardzeitung und erklärte, dass sein
Mandat nicht von seiner Funktion als Politiker abhänge. 
Die fünf Stände- und die zwölf Nationalräte, die Le Matin als Gesundheitslobbyisten
auswies, dürften nicht von Krankenkassengeldern subventioniert werden, so auch die
Meinung von Roger Nordmann (sp, VD), die er in einem Interview mit LeTemps kundtat.
Es müsse eine ähnliche Regelung gefunden werden wie für die Chefs der öffentlichen
Betriebe (SBB, Post, Swisscom), die seit 2008 nicht mehr gleichzeitig Vorsteher dieser
Unternehmen sein und ein Parlamentsmandat haben dürfen. Die Krankenkassen
erbrächten mit dem obligatorischen Teil sehr wohl Service Public-Leistungen und es
dränge sich deshalb ein Analogismus auf. Die BaZ präsentierte dann allerdings Mitte
August eine Auswertung, die zeigte, dass die Leistungserbringer (v.a. Spitäler), aber
auch die Patientenorganisationen und die Pharmaindustrie über mehr
Interessenvertreterinnen und -vertreter im Parlament verfügten als die
Krankenversicherer. 

Zahlreiche Medien interessierten sich zudem stark dafür, an wen welche
Parlamentarierinnen und Parlamentarier ihre Badges, also die beiden
Zugangsberechtigungen zum Bundeshaus, abgaben. Im Parlament selber wurden
Vorstösse lanciert, die dieses umstrittener werdende System regeln wollten. Das St.
Galler Tagblatt rechnete aus, dass rund 100 Parlamentsmitglieder ganz auf die Vergabe
der Zugangsberechtigungen verzichteten und schrieb dies den virulenter werdenden
Diskussionen um Lobbying zu. Auch die NZZ, die entsprechende Zahlen präsentierte –
61 Parlamentarierinnen und Parlamentarier hätten einen und 123 Mitglieder des
Parlaments beide Badges vergeben –, schrieb die zunehmende Zurückhaltung den
Auswirkungen der Kasachstan-Affäre zu. Allerdings seien mehr Zutrittsberechtigungen
für Gäste beantragt worden als früher.   

Im März präsentierte die NZZ auch eine Auswertung des Registers der
Interessenbindungen, das die von Parlamentarierinnen und Parlamentariern
obligatorisch offenzulegenden Mandate erfasst. Die grösste Lobby – so die NZZ – hätten
Hilfswerke und Non-Profit-Organisationen, gefolgt von Vertretungen der Kultur-,
Medien- und Telekommunikationsinteressen, den Lobbyisten für Industrie- und
Energiebetriebe, der Bauwirtschaft sowie dem Gesundheitssektor. Im Gegensatz zur
weit verbreiteten Meinung hätte die Landwirtschaft hingegen nicht viele Vertreterinnen
und Vertreter im Parlament. Nur die Arbeitnehmerorganisationen seien noch
schlechter vertreten. Die Zeitung wies auch die durchschnittliche Anzahl Mandate pro
Fraktion auf. Die FDP stand hier mit 10.6 Mandaten an der Spitze, gefolgt von der CVP
(9.7 Mandate pro Person), der SP (7.3 Mandate), den Grünen (6.3 Mandate) und der SVP
(6.1 Mandate). 

Häufig in die Schlagzeilen geriet 2016 auch der Dachverband der Lobbyisten, die
Schweizerische Public-Affairs-Gesellschaft (SPAG). Die 2014 von der Gesellschaft
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eingeführten Transparenzregeln verlangten die transparente Offenlegung von Arbeit-
und Auftraggebern für alle Mandate. Verbandsintern tobte ein Streit, ob diese Regeln
wieder aufgeweicht werden sollten. Die Verbandsspitze drohte allerdings einigen
Mitgliedern, die den Regeln nicht nachkommen wollten, mit Ausschluss. Eine Drohung,
die sie im Juli umsetzte, um den Regeln Nachdruck zu verleihen. Dies brachte ihr Lob
vom Datenschützer Hanspeter Thür ein, der kritisierte, dass sich jetzt auch die Politik
endlich für mehr Transparenz einsetzen müsse. Im Dezember gab die SPAG bekannt,
dass ab 2017 eine verbindliche Offenlegungspflicht gelte, damit ein offizielles
Berufsregister umgesetzt werden könne. 4

Es sei «fast so anspruchsvoll wie bei einer Hochzeit», die Sitzordnung im neuen
Nationalrat zu finden, titelte die NZZ. In der Tat sorge die Frage: «Wer sitzt wo?» alle
vier Jahre für «Gesprächsstoff» (Blick) und sei «ein Prozess mit Nebengeräuschen»
(Aargauer Zeitung). «Ein falscher Sitznachbar ist die Hölle», befand gar der Tages-
Anzeiger. 
Bei der Sitzverteilung gehe es zuerst um die Anordnung der einzelnen Fraktionen im
Nationalratssaal.  Die hinteren Sitze seien begehrter, weshalb sie in der Regel nicht nur
von den Fraktionsspitzen, sondern auch von den grösseren Parteien besetzt werden,
während mit den kleineren Fraktionen gegen vorne aufgefüllt werde, so die Medien. Da
die Grünen bei den Wahlen 2019 stark zugelegt hatten, hätten sie eigentlich – wie
bisher die vier grossen Parteien, wobei die SVP die rechte Ratshälfte von hinten nach
vorne aufgefüllt hatte – auch nach hinten zügeln können. Weil es allerdings nicht
möglich war, die Fraktionen zusammenzuhalten, das Links-Rechts-Schema abzubilden
und auf einzelne Befindlichkeiten Rücksicht zu nehmen – so sollte der auf den Rollstuhl
angewiesene Christian Lohr (cvp, TG) einen Platz bei seiner Mitte-Fraktion und
gleichzeitig nahe beim Eingang erhalten – verzichteten die Grünen auf dieses Privileg,
nachdem elf von den Parlamentsdiensten unterbreitete Vorschläge für eine neue
Zuordnung der Fraktionen in die einzelnen Sektoren jeweils abgelehnt worden waren.
Als Gegengeschäft auf ihren Verzicht erhielten die Grünen ein Jahr früher als
vorgesehen das Nationalratspräsidium, das voraussichtlich also 2022 von Irène Kälin
(gp, AG) besetzt werden wird. Darüber hinaus erhielten die Grünen die beiden Präsidien
der wichtigen Kommissionen UREK und KVF. Der Zuwachs der Grünen verdrängte die
GLP-Fraktion allerdings in die rechte Hälfte des Ratssaales. Die GLP-Fraktion sitzt in
der 51. Legislatur damit also neu vor der FDP und links der SVP.
Von den Medien kommentiert wurde zudem die Sitzverteilung innerhalb der Fraktionen,
die von diesen innerhalb ihrer zugeteilten Sektoren selber vorgenommen wird und vom
SP-Fraktionschef Roger Nordmann (sp, VD) laut Aargauer Zeitung als Geschäft mit «viel
Sprengstoff» bezeichnet wurde. Als beliebt gelten auch fraktionsintern die hinteren
Plätze sowie jene am Rand der einzelnen Sektoren. Wer ganz hinten einen Platz erhalte,
sei in der Hierarchie weit oben, so die NZZ. «Hinterbänkler», die in anderen Ländern
unwichtige oder keine Funktionen in einem Parlament besetzen und deshalb die
hinteren Sitze erhalten, seien also in der Schweiz besonders bedeutend – so die Neue
Zürcher Zeitung. Die FDP platziere ihre neuen Gesichter bewusst alle in der vordersten
Reihe, wusste der Blick zu berichten. Und auch die beiden CVP-Neulinge Simon Stadler
(cvp, UR) und Priska Wismer-Felder (cvp, LU) sässen zwar in der drittletzten Sitzreihe im
Saal, diese entspreche aber zugleich der vordersten CVP-Reihe. Ihre Sitze befänden
sich zwischen den je drei BDP- und EVP-Vertreterinnen und -Vertretern, die ebenfalls
der neuen Mitte-Fraktion angehören. Plätze am Rand seien praktisch, vor allem, wenn
sie eine «Spurtdistanz» von der Cafeteria zu den Abstimmungen zuliessen, zitierte die
NZZ den ehemaligen Nationalrat Mario Fehr (sp, ZH). Es gebe aber auch sehr unbeliebte
Sitze, so der Tages-Anzeiger. Auf der Plenums-Seite des Ratssaales hat es total 188
Nationalratssitze (und die 46 für die Ständerätinnen und -räte reservierten Sitze an der
Rückwand) und vis-à-vis vom Plenum sitzt das 11-köpfige Präsidium (Präsident, 1. und 2.
Vizepräsident, je vier Stimmenzählende und Ersatzstimmenzählende). Rechts neben
den drei Präsidialsitzen bleibt also ein Platz, der vom Tages-Anzeiger als «Strafbank»
bezeichnet wurde. Auf diesen setzte die SVP-Fraktion Lorenzo Quadri (lega, TI). Auch
die Fraktion der Grünen setzte die beiden parteifremden Mitglieder Denis de la
Reussille (pda, NE) und Stéfanie Prezioso Batou (eag, GE) auf eher unbeliebte Plätze in
der ersten Reihe. Dass Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) neu auf dem gleichen
hinteren Platz sitze, wie einst ihr Vater, war dem Tages-Anzeiger genauso einen
Vermerk wert wie die Beobachtung, dass die «Querdenker» Lukas Reimann (svp, SG)
und David Zuberbühler (svp, AR) von der SVP-Fraktion in die erste Reihe platziert
wurden. Dies sei der elektronischen Anzeigetafel geschuldet. Es sehe geschlossener
aus, wenn die Abweichler am Rand sässen, mutmasste die Zeitung. Wer diesmal mit
dem Sitznachbarn oder der Sitznachbarin Glück oder Pech habe, lasse sich aber wohl
erst mit der Zeit sagen, schloss der Tages-Anzeiger. 5
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«Die Schweizer Demokratie machte eine Pause» fasste die WoZ rückblickend die
Ereignisse um den 15. März 2020 zusammen, als Covid-19 auch das Parlament erfasste
und dieses zu einem Abbruch der Frühlingssession veranlasste. Dabei zeigt die
Chronologie der Ereignisse nicht nur exemplarisch, wie unvermittelt die Pandemie auch
über die Schweiz hereinbrach, sondern sie regte auch Diskussionen über die
Krisenresistenz der Legislative an.
Zwar waren zu Beginn der Frühjahrssession am 2. März schon dunkle Wolken am
Horizont zu sehen und entsprechend hatte die Verwaltungsdelegation schon vor der
Session beschlossen, keine Besucher zuzulassen. Halten sich an einem Sessionstag
normalerweise mehr als tausend Personen im Bundeshaus auf, wurde – neben den mit
einem Badge ausgerüsteten Interessenvertreterinnen und -vertretern – nur noch fest
akkreditierten Medienschaffenden ein Aufenthalt in den Räumlichkeiten gewährt, was
in der WoZ einen geharnischten Kommentar nach sich zog: Das Parlament schliesse
lieber die Presse aus statt die Lobbys. Neben dem Besuchsverbot galt – wie überall –
auch im Bundeshaus die Empfehlung, keine Hände zu schütteln. Allerdings war die
ebenfalls empfohlene Distanz von zwei Metern in den engen Ratssälen nicht
einzuhalten. 
Für einen medial breit kommentierten «Eklat» (Tages-Anzeiger) sorgte dann am ersten
Sessionstag Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR), die als Einzige mit einer Schutzmaske
den Ratssaal betrat und deshalb von Nationalratspräsidentin Isabelle Moret aus dem
Saal gewiesen wurde – das Tragen von Masken ist in den Ratssälen nicht erlaubt. Sie
wolle sich vor Ansteckungen schützen und hätte eine Absage der Session begrüsst, gab
die SVP-Politikerin zu Protokoll, die dann ihren Platz immerhin für die Abstimmungen
wieder einnehmen durfte, die Debatten aber im Fraktionszimmer verfolgen musste. Die
«Maskerade» (Blick) wurde als «Kindergarten» (Min Li Marti, sp, ZH) oder als «coup
médiatique» (Le Temps) der SVP gewertet, die damit Angst bewirtschafte. Die SVP sei
jetzt plötzlich «für Verhüllung und Maulkörbe», kommentierte der Blick lapidar. Einige
SVP-Ratsmitglieder verteidigten freilich die Aktion Martullo-Blochers. So berichtete
etwa Alfred Heer (svp, ZH), dass er als Europaratsmitglied nicht nach Strassburg dürfte,
wenn er sich in den letzten 14 Tagen in Risikogebieten aufgehalten hätte. Hier in Bern
sei er freilich nicht nach seinen Auslandreisen gefragt worden. 
Zu Beginn der zweiten Woche war es erneut die SVP, die auf die vor allem im
Nachbarland Italien stark ansteigenden Corona-Ansteckungen reagieren wollte. Mit
einem Ordnungsantrag (20.9004) verlangte SVP-Fraktionschef Thomas Aeschi (svp, ZG)
einen Sessionsunterbruch. Das BAG habe neben dem «Social Distancing» auch ein
Fernbleiben von öffentlichen Veranstaltungen vor allem für Risikogruppen empfohlen.
Nicht nur sei im Parlament das Einhalten des Abstands nicht möglich, es gäbe auch
zahlreiche Risikogruppen, so die Begründung für den Ordnungsantrag. «Analog zur
Begrenzungsinitiative wäre es richtig gewesen, zu kontrollieren, wer überhaupt ins Land
kommt», kritisierte Aeschi in seiner Begründung die vorangegangenen Entscheidungen
des Bundesrats. Der Sprecher des Büros, Andreas Aebi (svp, BE), empfahl eine mit 10 zu
1 Stimmen (1 Enthaltung) beschlossene Ablehnung des Antrags. Man müsse sich auf
Fakten stützen und solle keine Ängste schüren. Es würde als schlechtes Beispiel
gewertet werden, wenn sich das Parlament «aus der Verantwortung stehlen würde». Mit
155 zu 13 Stimmen (8 Enthaltungen) wurde der Antrag deutlich abgelehnt. In der Presse
wurden der Antrag der SVP und vor allem das Votum Aeschis zur eigenen Initiative als
«taktisches Spielchen» (Blick) kritisiert. Mit Schüren von Angst wolle die Partei
Stimmung für ihre Begrenzungsinitiative machen, vermutete etwa Roger Nordmann (sp,
VD). Es wäre der SVP wohl auch gelegen gekommen, wenn mit einem Abbruch die
Beratungen zu den Überbrückungsleistungen für ältere Arbeitslose, welche vielerseits
als Massnahme gegen die Begrenzungsinitiative verstanden wird, auf Eis gelegt worden
wären, vermutete der Blick weiter. 
Freilich wurde für die zweite Woche der Zugang zum Bundeshaus noch einmal
eingeschränkt. Mitgliedern des diplomatischen Corps und ehemaligen
Parlamentarierinnen und Parlamentariern wurde der Zutritt verwehrt. Darüber hinaus
galt die dringende Empfehlung, zu Hause zu bleiben, wenn man sich krank fühlte. Den
Fraktionen wurden zudem grössere Räume für ihre Sitzungen zur Verfügung gestellt. 
Den am darauffolgenden Freitag vor der dritten Sessionswoche gefällten Entscheid der
Verwaltungsdelegation, die Session nicht abzubrechen – schliesslich sei das Parlament
Arbeitsort und nicht «Veranstaltung» – machten dann jedoch die sich überstürzenden
Ereignisse obsolet. So wurden sich die Fraktionen noch am Sonntag vor der dritten
Sessionswoche einig, dass der Abbruch der dritten Sessionswoche in Anbetracht der
sich rapide verschlechternden Situation – tags zuvor waren in der Schweiz 1'563
Neuinfektionen verzeichnet worden – für die Gesundheit der Parlamentsmitglieder, die
einer Risikogruppe angehörten, das Beste sei. Politische Geschäfte könnten jetzt
warten, gab Andrea Gmür (cvp, LU), Präsidentin der Mitte-Fraktion, der Aargauer
Zeitung zu Protokoll, «wir Politikerinnen und Politiker werden nun zuerst zu Hause
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benötigt». 
Das Parlament sei nun also doch noch zur «Einsicht» gekommen, urteilte die NZZ. Mit
der Fortführung der Session hätte man ein fragwürdiges Signal an die Bevölkerung
gesendet. Zwar käme es nun zwar bei einigen Geschäften zu Verzögerungen, aber es sei
«nicht anzunehmen, dass Menschenleben gefährdet sind, weil National- und Ständerat
ihre Entscheide erst später fällen». Freilich wurde auch Kritik am Sessionsabbruch laut.
Gerade in einer Krisensituation müsse das Parlament handlungsfähig sein und
entscheiden können, gab etwa Claude Longchamp in der Aargauer Zeitung zu Protokoll.
Auch die nun wohl fehlende Meinungsbildung für die geplanten Abstimmungen im Mai
(Begrenzungsinitiative, Jagdgesetz und Erhöhung der Kinderabzüge) wurde angemahnt.
Das sei einer Musterdemokratie, als die sich die Schweiz verstehe, unwürdig, so ein
weiterer Kommentar in der Aargauer Zeitung; man habe fast «den Eindruck, gewisse
Nationalräte seien froh, die Verantwortung an den Bundesrat delegieren zu können.
Diese Haltung ist inakzeptabel». Als Folge wurden auch die Forderungen nach einer
Digitalisierung des Ratsbetriebs oder der direkten Demokratie lauter. 
Zudem wurden für die für Anfang Mai anstehende Sondersession alternative Standorte
gesucht. Diese solle wenn immer möglich durchgeführt werden, allerdings nicht im
Bundeshaus, gaben die Ratsbüros bekannt. Diese – wie auch vor allem die
Finanzkommission – tagten dann in der Tat relativ schnell wieder; vor allem virtuell. Der
Abbruch der Session sei nötig gewesen, weil die Hygienemassnahmen nicht hatten
eingehalten werden können, die Handlungsfähigkeit des Parlaments sei dank der Arbeit
der Kommissionen aber immer gewährt gewesen, verteidigte denn auch
Ständeratspräsident Hans Stöckli (sp, BE) den Entscheid. Einig waren sich Presse und
Politiker immerhin darin, dass man über die Krisenresistenz des Parlaments
nachdenken müsse. 6

Das von Balthasar Glättli (gp, ZH) mittels parlamentarischer Initiative geforderte
Obligatorium für die freie Rede bei Ratsdebatten löste in der Sommersession 2022 im
Nationalrat ein von einiger Heiterkeit begleitetes Frage-Antwort-Spiel aus. Der Initiant
legte dar, dass es zu Beginn des Parlamentsbetriebs, also vor 172 Jahren, verboten
gewesen sei, eine Rede abzulesen. Er glaube, dass frei gesprochene Reden nicht nur
spannendere, sondern auch verständlichere Debatten nach sich ziehen würden, was
«der Demokratie guttäte». Wer frei spreche, habe sich mit dem Thema besser
auseinandergesetzt, als wer einfach ablese. Er fordere kein Verbot von Unterlagen, aber
er wolle verhindern, dass eine Rede lediglich abgelesen werde. Auf die Frage von Roger
Nordmann (sp, VD), ob sich Glättli bewusst sei, dass es sprachliche und rhetorisch nicht
so begabte Minderheiten gebe, für die die freie Rede nicht so einfach sei – ein Punkt,
den auch das Büro-NR in seinem Bericht gegen die parlamentarische Initiative
vorgebracht hatte –, erwiderte der Initiant, dass es in der Tat nicht gut sei, dass man
einander nicht verstehe, dies aber mit der freien Rede nichts zu tun habe. Beat Flach
(glp, AG) wollte von Glättli wissen, ob er mit einem Verbot nicht überschiesse. Hier
brachte der Initiant das Beispiel Grossbritanniens vor, wo man ebenfalls ein
Ableseverbot kenne, das freilich mit Augenmass umgesetzt werde: «Aber es gibt dann
im britischen Parlament auch den Moment, wo es aus den Reihen schallt ‹He is
reading!›, weil man merkt, dass jemand nicht mehr bei der Sache ist, sondern nur noch
am Papier klebt. Das will ich verhindern.». Ob denn die freie Rede nicht einfach «in
zielloses, polemisches Geschwafel» ausarte, wollte Kurt Fluri (fdp, SO) wissen. Man
müsse hierfür wohl zuerst Erfahrungen sammeln und dann allenfalls korrigieren,
verteidigte sich Glättli. Es brauche keine Kontrolle, sondern individuelle Abwägung, wie
viel man von einem Spickzettel ablesen wolle, antwortete Glättli eine Frage von Lorenz
Hess (mitte, BE) und auch die Frage von Benjamin Roduit (mitte, VS), ob denn mit freier
Rede nicht die Gefahr eines Überziehens der Zeit bestehe, konterte Glättli: Auch diese
Regel müsste eigentlich überdacht werden und auch hier könnte man eine gewisse
«souplesse» oder Flexibilität walten lassen. 
Das Büro hatte zuvor mit 10 zu 1 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) entschieden, dem
Vorstoss keine Folge zu geben. Neben den in den Fragen angesprochenen Kritikpunkten
(Überforderung von Minderheiten, schwierige Kontrolle, Bedeutung der «Legiferierung»
statt Debattenkultur in der Schweiz) fügte das Büro im Bericht auch noch das Argument
der nötigen Präzision von Reden an: Komplexe Geschäfte sowie die Berichterstattung
von Kommissionsdiskussionen bedingten eine möglichst präzise und doch möglichst
knappe Sprache. Dies sei in freier Rede kaum möglich. Mit Ausnahme der GLP- und der
FDP-Fraktion fanden sich aus allen Fraktionen Unterstützerinnen und Unterstützer des
Antrags. Die insgesamt 30 befürwortenden Stimmen reichten allerdings gegen die 129
Stimmen, die der Initiative keine Folge geben wollten, nicht aus. Ins Auge fielen die 32
Enthaltungen, die wiederum mit Ausnahme der FDP-Fraktion aus allen
parlamentarischen Gruppen stammten. Damit ist die parlamentarische Initiative
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erledigt. 7

Organisation der Bundesrechtspflege

Die in der Regel als relativ unbestritten geltenden Gesamterneuerungswahlen des
Bundesgerichts wurden 2020 zur Vorlage für eine fast epische Diskussion um die
Gewaltenteilung. Den Wahlen für die Amtsperiode 2021-2026 war nämlich die medial
virulent diskutierte Ankündigung der SVP vorausgegangen, Yves Donzallaz, einen der SVP
angehörenden Bundesrichter, nicht wiederzuwählen. 
Ursprung der Weigerung der SVP war unter anderem ein Entscheid des Bundesgerichtes
im Sommer 2019, einem Amtshilfegesuch Frankreichs zuzustimmen, das die
Auslieferung von Bankkundendaten verlangte. In diesem Urteil hatte besagter Donzallaz
laut Blick «das Zünglein an der Waage» gespielt, zum Unverständnis seiner Partei. In der
Folge stellten SVP-Politiker in den Medien offen die Frage, «ob wir Bundesrichter
unserer Partei wiederwählen wollen, wenn sie in keiner Weise unser Gedankengut
vertreten» – so etwa Fraktionschef Thomas Aeschi (svp, ZG) in der Sonntagszeitung.
Pirmin Schwander (svp, SZ) forderte in der gleichen Zeitung gar ein
Amtsenthebungsverfahren gegen den eigenen Bundesrichter. Thomas Matter (svp, ZH)
wiederum kündigte in der Liberté an, dass er den Namen dieses Richters bei dessen
Wiederwahl sicher nicht vergessen werde. Donzallaz war laut der Basler Zeitung bereits
2015 von der Weltwoche als «Abweichler» bezeichnet worden, weil er mitentschieden
hatte, dass das Freizügigkeitsabkommen mit der EU Vorrang vor der
Masseneinwanderungsinitiative der SVP habe.
Gegen die Reaktion der SVP wurde in den Medien rasch Kritik laut. Sie wurde von vielen
Kommentatorinnen und Kommentatoren als Angriff auf die Unabhängigkeit der
Judikative oder als Respektlosigkeit gegenüber der Gewaltenteilung verurteilt.
Diskutiert wurde in der Folge auch, ob Parteipolitik überhaupt einen Einfluss auf die
Rechtsprechung haben dürfe – eine Frage, die auch mit der Justizinitiative einer
Antwort harrt, die im Tages-Anzeiger als «grösste Profiteurin der Querelen» bezeichnet
wurde. Auch die Weltwoche kritisierte einen Angriff auf die Gewaltenteilung, allerdings
aus alternativer Perspektive: Die Judikative setze sich beim Urteil über die Herausgabe
der Bankkundendaten im Verbund mit der Exekutive über die Legislative und den
Souverän hinweg. Zu reden gab schliesslich auch der unmittelbar nach der SVP-Kritik
gefällte Entscheid des SVP-Fraktionschefs Thomas Aeschi, in der Gerichtskommission
Einsitz zu nehmen. Die SVP mache «die Richterwahlen zur Chefsache», urteilte die
Aargauer Zeitung.

Kurz nach der Entscheidung des Bundesgerichtes im Herbst 2019 ebbte die
entsprechende Diksussion zwar wieder ab, allerdings nur um rund ein Jahr später bei
der Vorbereitung der Wiederwahl der Richterinnen und Richter des Bundesgerichts
wieder sehr laut zu werden. Der Sonntagsblick berichtete rund drei Wochen vor der für
die Herbstsession 2020 angesetzten Wahl von mehreren Quellen, die bestätigten, dass
die SVP in der vorberatenden GK beantragt habe, Yves Donzallaz nicht mehr als
Vertreter der SVP zu behandeln und ihn nicht mehr zur Wiederwahl zu empfehlen. Die
Kommissionsmehrheit habe jedoch nicht auf die Forderungen eingehen wollen. In der
NZZ gab Donzallaz zu Protokoll, dass die SVP seit Jahren versuche, die Justiz zu
instrumentalisieren. Den Versuchen, das Recht einer politischen Ideologie zu
unterwerfen, müsse aber entschieden entgegengetreten werden. Er sei nicht
verpflichtet, gegenüber einer Partei Entscheidungen zu rechtfertigen. Zwar sei es
legitim, die Rechtsprechung zu kritisieren, nicht aber Richterinnen und Richter
persönlich anzugreifen. Donzallaz berichtete auch, dass er von keinen Druckversuchen
durch andere Parteien wisse. «Ganz ehrlich glaube ich, es handelt sich dabei um ein
spezifisches Problem der SVP», betonte er. In der Aargauer Zeitung bestätigte ein
ehemaliger SVP-Bundesrichter, der jedoch nicht namentlich genannt werden wollte,
dass Druckversuche der Volkspartei schon in den 1990er Jahren vorgekommen seien.
Man habe sich aber stets auf den Standpunkt gestellt, dass man nicht auf das
Parteibuch vereidigt worden sei.

Einige Wellen warf auch, dass Donzallaz von seiner eigenen Partei vor dem Wahlgeschäft
zu einem Hearing eingeladen wurde. Der Bundesrichter selber sprach von einer
«Gewissensprüfung». Er habe während der Diskussion vor der Fraktion ausgeschlossen,
dass er beim Urteilen ein Parteiprogramm anwenden könne, da er nur Verfassung und
Gesetz verpflichtet sei. Für die SVP-Fraktion argumentierte hingegen Gregor Rutz (svp,
ZH), dass jede Richterin und jeder Richter eine politische Grundhaltung habe, die das
eigene Urteil beeinflussen würde. Der Parteienproporz sei dazu da, dies zu
berücksichtigen und auszugleichen. Wenn nun aber ein Richter die Grundhaltung
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«seiner Partei» nicht mehr teile, dann müsse Letztere korrigierend eingreifen. Laut
Tages-Anzeiger machte die SVP ihrem Richter das Angebot, aus der Partei auszutreten.
Als Parteiloser würde er auch von der SVP wiedergewählt, sei ihm beschieden worden.

Die politische Kritik am Verhalten der SVP wurde in der Folge lauter. Dass die
Volkspartei die Institutionen nicht mehr respektiere, müsse Konsequenzen haben,
forderte CVP-Präsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) im Tages-Anzeiger. SP-Präsident
Christian Levrat (sp, FR) forderte ein Nachdenken über ein neues Wahlsystem, wenn
sich die SVP aus dem Konsens über einen freiwilligen Parteienproporz und die
Unabhängigkeit der eigenen Richterinnen und Richter verabschiede. Diskutiert wurde
etwa eine Wahl auf Lebenszeit, um Unabhängigkeit nach einer gewissen pluralistisch
garantierten Wahl zu garantieren. Kritisiert wurden auch die Mandatssteuern, mit
denen Richter zu stark an die eigene Partei gebunden würden. Zudem müsste auch eine
Anzahl parteiloser Richter gewählt werden, vorgeschlagen etwa von einer unabhängigen
Fachkommission. Freilich gab CVP-Bundesrichterin Julia Hänni im Blick zu bedenken,
dass die Unabhängigkeit der Judikative in jedem System vor allem auch vom Respekt
der Politik vor dieser Unabhängigkeit abhänge. 

Am 9. September 2020 entschied die GK, alle wieder antretenden Bundesrichterinnen
und Bundesrichter zur Wiederwahl zu empfehlen. Tags darauf gaben die Parteispitzen
der CVP, FDP und SP bekannt, den eigentlich für die anstehende Herbstsession
geplanten «Konkordanzgipfel», bei dem das Verfahren für die Besetzung des
Bundesrats beziehungsweise die Suche nach einer neuen Zauberformel hätten
diskutiert werden sollen, nicht durchführen zu wollen. Man könne mit einer Partei,
welche die Institutionen geringschätze, nicht über Konkordanz diskutieren – so die
Begründung. Die NZZ schlussfolgerte daraus, dass die SVP nicht nur die Unabhängigkeit
der Justiz gefährde, sondern auch ihre eigene Position – auf dem Spiel stünden gar die
eigenen Bundesratssitze. SVP-Fraktionschef Thomas Aeschi wehrte sich gegen den
Vorwurf, die Partei halte nichts von der Gewaltentrennung. Bei den Gesprächen mit
Donzallaz habe sich gezeigt, dass dieser die Werte der SVP nicht mehr vertrete. Die
Partei könne deshalb die Verantwortung für dessen Wahl nicht mittragen. Seine
Weigerung, aus der Partei auszutreten, zeuge zudem von «Charakterschwäche». Über
Konkordanz werde man so oder so wieder reden; die Absage des Gipfels sei wohl eher
dem Umstand geschuldet, dass man dafür keinen geeigneten Termin gefunden habe.

Noch mehr Öl ins Feuer goss dann die SP mit der Forderung, die Richterwahlen zu
verschieben. Fraktionschef Roger Nordmann (sp, VD) wollte einen entsprechenden
Ordnungsantrag einreichen. Es sei vor der Wahl abzuklären, wie unabhängig die
Richterinnen und Richter der SVP seien. Sollte dieser Antrag nicht durchkommen,
drohte Christian Levrat im Sonntagsblick, würde er gegen die Wiederwahl aller SVP-
Richterinnen und -Richter stimmen. Auch dies provozierte Kritik: So äusserte sich etwa
der Grüne Ständerat Matthias Zopfi (gp, GL) im Tages-Anzeiger, dass die anderen
Parteien die Richterwahlen nicht noch mehr «verpolitisieren» sollten. Für GLP-
Präsident Jürg Grossen (glp, BE) wäre eine kollektive Nichtwahl eine weitere
Schwächung der Institution. Man habe ja kein Problem mit dem Gericht, sondern mit
der SVP.

Wie so vieles in der Schweizer Politik wurde dann auch die Wahl der
Bundesrichterinnen und Bundesrichter parlamentarisch wesentlich weniger heiss
gegessen als es im Vorfeld medial aufgekocht wurde. Freilich wurden am 23. September
2020 in der Vereinigten Bundesversammlung im Rahmen des Ordnungsantrags der SP-
Fraktion nochmals die parteipolitischen Klingen gekreuzt. Daniel Jositsch (sp, ZH)
führte für seine Partei aus, dass die SVP «den politischen Kampf aus dem Parlament
hinaus ins Bundesgericht tragen» wolle. Die Abwahlempfehlung eines eigenen
Bundesrichters werfe die Frage auf, ob andere SVP-Richterinnen und -Richter noch
unabhängig urteilen würden, wenn sie eine Abwahl befürchten müssten. Die Frage nach
der Unabhängigkeit der SVP-Richterinnen und -Richter müsse die GK ab sofort vor
jeder Wiederwahl prüfen, weshalb die Wahlen auf die Wintersession verschoben
werden sollten. Andrea Caroni (fdp, AR) fasste als Sprecher der GK das Prozedere
zusammen: Weil bei keiner der 37 wieder kandidierenden Personen Hinweise auf
Amtspflichtverletzung gefunden worden seien, würden auch alle zur Wiederwahl
empfohlen – diese Überprüfung sei nota bene die einzige Aufgabe der GK. Alle
Fraktionen hätten den Entscheid, alle Richterinnen und Richter zur Wiederwahl zu
empfehlen, unterstützt – mit Ausnahme der SVP, die die Wiederwahl von Bundesrichter
Yves Donzallaz nicht unterstütze. Man habe in der GK auch über eine Verschiebung der
Wahl und eine Art Gewissensprüfung diskutiert, dies aber verworfen, eben gerade weil
die Unabhängigkeit der Judikative geschützt werden müsse. Mit einer Verschiebung
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würden alle 37 Kandidierenden dem Generalverdacht ausgesetzt, «Parteisoldaten» zu
sein. Andererseits sei kaum zu erwarten, dass sich aufgrund einer Gewissensprüfung
jemand als «fremdgesteuerten Parteisoldat» bezeichnen werde. 
In der Folge legte Thomas Aeschi für die SVP auch im Parlament noch einmal dar,
weshalb sie ihren Bundesrichter nicht zur Wiederwahl empfehlen könne. «Nicht die
SVP politisiert die Justiz; die Justiz hat begonnen zu politisieren», führte der
Fraktionschef aus. Da dürfe es nicht verwundern, dass die Zusammensetzung des
Bundesgerichtes zum Thema werde. Man befürchte insbesondere, dass EU-Recht über
Schweizer Recht gestellt werde, wogegen sich die SVP vehement wehre. Wenn nun aber
ein eigener Richter die Werthaltungen seiner Partei nicht mehr teile, dann könne die
SVP die Verantwortung für ihn nicht mehr tragen. «Wenn Sie, die anderen Fraktionen,
Yves Donzallaz wiederwählen, sind Sie verantwortlich für sein künftiges richterliches
Wirken: Dann ist er Ihr Richter, dann ist es Ihre Verantwortung», so Aeschi zum Schluss.

In der Folge wurde der Ordnungsantrag der SP-Fraktion mit 42 zu 190 Stimmen (6
Enthaltungen) abgelehnt – Zustimmung fand er ausschliesslich bei den Mitgliedern der
SP-Fraktion. Anschliessend wurden alle 37 Kandidierenden wiedergewählt. Da auf den
Wahlzetteln alle 37 Namen standen und lediglich gestrichen werden konnten,
interessierten natürlich die individuellen Resultate. Am wenigsten von den 239
möglichen Stimmen erhielt wie erwartet Yves Donzallaz. Seine 177 Stimmen lagen aber
klar über den nötigen 120 (absolutes Mehr). Die restlichen Kandidierenden erhielten
zwischen 197 (Andreas Zünd, SP) und 236 Stimmen (Luca Marazzi, FDP; Thomas
Stadelmann, CVP). 
Auch die zur Wiederwahl stehenden 12 nebenamtlichen Bundesrichterinnen und
-richter schafften die erneute Wahl problemlos (mit zwischen 220 und 236 von 240
möglichen Stimmen). Für den zurücktretenden Ulrich Meyer (SP) wurde Christoph Hurni
(GLP) zum ordentlichen Richter gewählt (mit 232 von 241 Stimmen; 9 Wahlzettel blieben
leer). Und schliesslich barg auch die Ergänzungswahl von sechs nebenamtlichen
Richterinnen und Richtern keine Überraschungen mehr. Auch hier erhielten alle mehr
als 200 von 239 möglichen Stimmen. 

Freilich – so schloss die NZZ bereits am Tag vor der Wahl – stand das Schweizer
Justizsystem bei diesen Wiederwahlen auf dem Prüfstand, auch wenn der Wahltag
selbst ohne Überraschung endete. Eine Justizreform sei unumgänglich, folgerte auch
der Tages-Anzeiger. Der Angriff der SVP sei zwar gescheitert und ein «Psychodrama»
sei verhindert worden – so auch Le Temps, Tribune de Genève und Liberté –, die Justiz
stehe nun aber unter Spannung. Dafür, dass die Diskussionen um die Wahl von
Richterinnen und Richtern nicht versandet, wird auf jeden Fall die Justiz-Initiative
sorgen. 8

Volksrechte

Da Initiativen der Beratungskategorie der sogenannten «freien Debatte» zugeordnet
werden, haben grundsätzlich alle Parlamentsmitglieder das Recht auf Wortmeldung. In
den anderen, seit 1990 geltenden Beratungskategorien äussern sich in der Regel –
neben den Vertreterinnen und Vertretern des Bundesrates – lediglich
Kommissionssprecherinnen und -sprecher, Antragstellerinnen und Antragsteller von
Vorstössen oder Minderheitsanträgen und allenfalls Fraktionssprecherinnen und
-sprecher. Schon früher uferte die freie Debatte bei Volksinitiativen gerne auch in
einem ziemlichen Redemarathon aus, so etwa bei der «No-Billag»-Initiative. Immer
häufiger wird in solchen Debatten zudem auch das Recht genutzt, Zwischenfragen zu
stellen. So war es auch wenig verwunderlich, dass im Nationalrat nicht weniger als 83
Ratsmitglieder einen Antrag gestellt hatten, um in einem Votum die eigene Position zur
Volksinitiative «Schweizer Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)»
verdeutlichen zu können. Aufgrund der grossen Zahl an Rednerinnen und Rednern, aber
eben auch aufgrund der zahlreichen vor allem von SVP-Vertreterinnen und -vertretern
gestellten Zwischenfragen dauerte die Debatte schliesslich insgesamt über neun
Stunden – auf drei verschiedenen Sessionstage verteilt.  

In der Tat stellten die Fraktionsmitglieder der SVP den Hauptharst der Rednerinnen und
Redner, nämlich deren 42; von der SP-Fraktion meldeten sich 17 Mitglieder zu Wort, von
der FDP deren acht, von der CVP sieben, von den Grünen vier und von GLP und BDP je
zwei. Nicht weniger als 82 der 102 Zwischenfragen stammten zudem von der Volkspartei
(FDP: 9; SP: 7; BDP: 2; CVP: 1; GP: 1), wobei die SVP-Fraktionsvertreterinnen und
-vertreter sich häufig auch innerhalb der Fraktion selber befragten, was Roger
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Nordmann (sp, VD) zur Zwischenfrage veranlasste, ob es sich hier nicht eher um die
«Selbstbefragungs-Initiative» handle. Den von verschiedenen Ratsmitgliedern
geäusserte Verdacht, dass die Volkspartei versuche, die Ratsabstimmung über die
Initiative so zu verzögern, dass das Begehren nicht bereits im November 2018, sondern
im Wahljahr 2019 an die Urne gelangt – Beat Jans (sp, BS) sprach von «Filibustern» und
Nadine Masshardt (sp, BE) staunte darüber, dass die SVP so viele Fragen zur eigenen
Initiative habe – konnte die SVP nicht ganz ausräumen. Freilich können Zwischenfragen
nur gestellt werden, wenn der Ratspräsident oder die Ratspräsidentin – aktuell
Dominique de Buman (cvp, FR)  – unmittelbar nach einem Votum die Rednerin oder den
Redner fragt, ob diese oder dieser die Zwischenfrage zulasse. Wird diese Frage
verneint, darf die Zwischenfrage nicht gestellt werden. Die meisten Votantinnen und
Votanten – mit Ausnahme der SVP-Abgeordneten – liessen denn die Zwischenfragen gar
nicht zu. Weil einige darob erzürnte SVP-Zwischenfragerinnen und -frager ihre Frage
trotzdem in den Saal riefen, musste de Buman einige Ermahnungen aussprechen.

Der Verdacht, dass es der SVP mit ihrer Redner- und Zwischenfragestrategie in der Tat
nicht nur um einen Kampf gegen die «Diskussionsverweigerung [...] der
Demokratieabschaffer in diesem Saal» ging, wie sich etwa Roger Köppel (svp, ZH)
echauffierte, sondern um eine Verschleppungstaktik, «damit das Geschäft erst im
Wahljahr vors Volk kommt», wie Roger Nordmann vermutete, wurde durch einen von
Fraktionssprecher Thomas Aeschi (svp, ZG) vorgebrachten Ordnungsantrag weiter
erhärtet. Die SVP wehrte sich nämlich dagegen, dass für den dritten Debattenteil eine
Nachtsitzung anberaumt wurde, was in der Regel nur bei hoher Geschäftslast oder
dringlichen Geschäften erfolge. Mit ihrem Ordnungsantrag wollte die SVP ihr Begehren
zu den normalen Sitzungszeiten weiter beraten, was wohl eine Verschiebung in die
Herbstsession bedeutet hätte. Die Sprecherin des Büros, Marina Carobbio Guscetti (sp,
TI) wies darauf hin, dass mit der überdurchschnittlichen Zahl an Rednerinnen und
Rednern das Kriterium der hohen Geschäftslast sehr wohl erfüllt sei. Der
Ordnungsantrag wurde dann mit 121 zu 67 Stimmen abgelehnt. Die 67 Stimmen
stammten allesamt aus den Reihen der Volkspartei. 
Auch der am dritten Verhandlungstag gestellte Antrag der SVP, die Anwesenden zu
zählen, um das nötige Quorum nachzuprüfen, verhalf nicht wirklich zu einer
Beschleunigung der Debatte. Freilich verliessen zahlreiche Parlamentarierinnen und
Parlamentarier nach dem Drücken des blauen Knopfes – der der Anwesenheitskontrolle
dient – den Nationalratssaal wieder, was Toni Brunner (svp, SG) derart erzürnte, dass er
als Antwort auf eine entsprechende Zwischenfrage von Thomas Aeschi von einem
«Kindergarten» sprach und seine Tirade gegen die nicht anwesenden Ratskolleginnen
und -kollegen vom Nationalratspräsidenten erst durch Abschalten des Mikrofons
unterbrochen wurde.

Nebst all diesem Geplänkel wurden freilich auch Argumente ausgetauscht. In der Tat
dienen die freie Debatte wie auch die Zwischenfragen ja durchaus auch dazu, den
Bürgerinnen und Bürgern zu zeigen, welche Begründungen für den Bezug der
verschiedenen Fronten geltend gemacht werden. Die ab und zu ziemlich emotional, ja
gar gehässig geführte Debatte – der Sonntags-Blick sprach von einer von der SVP
geplanten und zelebrierten Entgleisung, der Tages-Anzeiger von einem eigentlichen
Politikspektakel und die Aargauer Zeitung warf der SVP vor, statt einer inhaltlichen
Debatte auf Klamauk zu setzen – liess in der Tat deutliche Positionsbezüge erkennen.
Während alle Mitglieder der SVP-Fraktion das Begehren vehement verteidigten, lehnten
alle anderen Fraktionen die Initiative einhellig ab. 

Die Kommissionssprecherin Valérie Piller Carrard (sp, FR) und der
Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) berichteten, dass alle von der SPK-NR
angehörten Wirtschaftsvertreterinnen und -vertreter sowie sämtliche Rechtsexperten
die Initiative ablehnten. Es werde befürchtet, dass das Begehren dem
Wirtschaftsstandort Schweiz schade und in juristischer Hinsicht mehr Probleme
schaffe als löse. In der Kommission sei zudem die Gefahr einer Kündigung wichtiger
Menschenrechtsabkommen, ja gar der Europäischen Menschenrechtskonvention,
diskutiert worden. Klar sei einzig, dass bei einem Konflikt zwischen Völker- und
Landesrecht bestehende Verträge neu verhandelt oder gekündigt werden müssten. Wer
allerdings in welchem Verfahren feststelle oder entscheide, wann ein Normenkonflikt
bestehe und wann nicht bzw. wann dieser Konflikt genügend gravierend sei, bleibe
völlig unklar. Dies würde bei Annahme des Volksbegehrens eine grosse
Rechtsunsicherheit schaffen. Die Kommission empfehle deshalb mit 16 zu 9 respektive
14 zu 11 Stimmen, die Initiative abzulehnen und nicht auf den Gegenvorschlag
einzutreten. Letzterer war von Gerhard Pfister (cvp, ZG) eingebracht worden und
entsprach im Grossen und Ganzen dem schon im Ständerat gescheiterten Vorschlag
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von Andrea Caroni (fdp, AR). Pfister zog seinen Antrag gleich zu Beginn der
nationalrätlichen Debatte zurück, weil die Initianten keinerlei Bereitschaft zeigen
würden, auf seinen Vorschlag für eine alternative Lösung überhaupt einsteigen zu
wollen. 

Die Befürworterinnen und Befürworter der Initiative begründeten ihr Anliegen mit vier
Hauptargumenten: (I) Die Initiative wolle Rechtssicherheit schaffen, indem die
Hierarchie von Völker- und Landesrecht geklärt werde. Dies sei auch angesichts einer
immer stärkeren Einmischung rechtlicher Normen in die Politik (sogenannte
Justizialisierung) von Nöten. (II) Damit werde zudem die (direkte) Demokratie gestärkt
und die Abhängigkeit vom Ausland gemindert. (III) Häufig wurde argumentiert, dass mit
der Initiative nur ein Zustand wiederhergestellt werde, wie er fünf Jahre zuvor schon
geherrscht habe. Damit wurde auf ein Bundesgerichtsurteil vom 12. Oktober 2012
rekurriert, mit welchem die Schubert-Praxis faktisch ausser Kraft gesetzt und wodurch
festgelegt worden sei, dass internationales Recht generell nationalem Recht vorgezogen
werden müsse. Konkret hatte das Bundesgericht in einem Fall die
Menschenrechtskonvention der Regelung der Ausschaffungsinitiative vorgezogen.
Damit sei die direkte Demokratie gleichsam ausgehebelt worden, so die SVP. Kein
anderer Staat gebe aber internationalem Recht Vorrang vor Landesrecht. (IV) Gewarnt
wurde in diesem Zusammenhang auch vor der Einmischung der EU, die mit dem viel
diskutierten Rahmenabkommen und dem Vorrang von internationalem Recht faktisch
zum «obersten Souverän der Schweizerischen Eidgenossenschaft» werde – so etwa
Hans-Ueli Vogt (svp, ZH). Die Schweiz werde zu einer Marionette und Volksentscheide
verkämen zu einer Art Umfrageergebnis, was letztlich nur noch eine
Scheinselbstbestimmung sei, erklärte Thomas Aeschi. Andreas Glarner (svp, AG)
verklebte sich den Mund mit blauen Klebestreifen, um zu demonstrieren, dass man sich
den Mund verbieten lasse. Roger Köppel warnte gar von einer «kalten Entmachtung des
Volkes» und Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) stellte die Anschuldigung in den
Raum, dass die «sogenannten Volksvertreter im Saal», denen man im Gegensatz zum
Volk nicht vertrauen könne, dem süssen Gift der Macht verfallen seien, die Souveränität
des Volkes an sich rissen und ins Ausland verkauften. Dies sei der Untergang der
Schweiz. 

Die Gegnerinnen und Gegner des Begehrens betonten neben den bereits von der
Kommission vorgebrachten Argumenten auch den nötigen Spielraum, den Gerichte im
Einzelfall bräuchten, der aber mit einer Annahme der Initiative stark eingeschränkt
würde. Zahlreiche Plädoyers machten sich zudem für die Menschenrechte stark, die mit
der Annahme einer Initiative gefährdet wären, weil die Kündigung der
Menschenrechtskonvention durch die Schweiz einen fatalen Vorbildcharakter hätte.
Balthasar Glättli (gp, ZH) sprach etwa von einer «Antimenschenrechts-Initiative». Das
Volksbegehren stelle die Werte der Schweiz – laut Nadine Masshardt (sp, BE)
«Verlässlichkeit, Stabilität und Menschenrechte» – fundamental infrage. Die kleine
Schweiz sei auf Vertragssicherheit und auf Völkerrecht angewiesen, damit sie nicht dem
Recht des Stärkeren ausgesetzt sei. Aber wer – so fragte sich Matthias Jauslin (fdp, AG)
– gehe mit einem unverlässlichen Partner noch einen Vertrag ein? Völkerrechtliche
Verträge würden von der Schweiz freiwillig eingegangen, weil sie von grossem Nutzen
seien, betonte Ruth Humbel (cvp, AG). Die Stimmbevölkerung werde nicht durch
Völkerrecht entmachtet, weil wichtige Verträge ja immer direktdemokratisch legitimiert
seien, gab Eric Nussbaumer (sp, BL) zu bedenken. 

Das Schlussvotum gehörte Justizministerin Simonetta Sommaruga. Sie führte aus, dass
sich Souveränität und globale Vernetzung nicht widersprechen, weil die Schweiz
souverän bestimme, mit wem sie internationale Verträge abschliesse. Wie diese
Verträge abzuschliessen seien und dass man sie einzuhalten habe, stehe eigentlich in
der von Volk und Ständen abgesegneten Bundesverfassung. Ebenfalls festgehalten sei,
dass es den Gerichten zu überlassen sei, bei Normenkonflikten flexibel und pragmatisch
zu entscheiden. Mit der Selbstbestimmungsinitiative würde dies allerdings auf den Kopf
gestellt. Das Begehren fordere nicht nur, dass Völkerrecht nicht mehr zählen solle,
sondern dass die Gerichte im Konfliktfall rechtswidrige Entscheide fällen müssten. Die
Neuaushandlung von Verträgen würde damit zu einer Obligation und bleibe nicht
Option. Die Initiative, weil sie nur Schwarz und Weiss kenne, zwänge die Schweiz in ein
Korsett. Nicht nur die eigene Handlungsfähigkeit würde eingeschränkt, sondern auch
die Zuverlässigkeit der Schweiz als Vertragspartnerin werde aufs Spiel gesetzt. Zudem
sei die Initiative nicht genügend deutlich bei der Definition von «Widerspruch». Wann
ein Konflikt zwischen Völkerrecht und Landesrecht bestehe, wie gross dieser sein
müsse und wer dies entscheide, bleibe unklar. Die Justizministerin versuchte auch die
Meinung zu entkräften, dass das Bundesgericht seit 2012 auf die Schubert-Praxis
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verzichtet habe; es sei im Gegenteil in mehreren Fällen Bezug genommen worden auf
diese Praxis. Die Schweiz sei erfolgreich, weil sie beweglich und pragmatisch immer
wieder neue Antworten auf neue Herausforderungen gefunden habe. Die im Gegenteil
dazu starre und dogmatische Initiative werde vom Bundesrat deshalb zur Ablehnung
empfohlen. 

Wie aufgrund der Debatte nicht anders zu erwarten war, stimmten die 67 anwesenden
Mitglieder der SVP-Fraktion – einzig Ulrich Giezendanner (svp, AG) war abwesend – für
und die restlichen 127 bei der Abstimmung anwesenden Nationalrätinnen und
Nationalräte gegen Annahme der Initiative. 9

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Einmal mehr scheiterte im Parlament ein linker Vorstoss für grössere Transparenz über
die Finanzierung von Wahlkämpfen und Abstimmungskampagnen. Auf Antrag seiner
SPK lehnte der Nationalrat eine entsprechende parlamentarische Initiative Nordmann
(sp, VD) mit 78 zu 60 Stimmen ab. Nach den Nationalratswahlen, bei denen vor allem die
SVP durch sehr hohe Ausgaben für Inserate und Plakate aufgefallen war, dachte die SP
laut über die Lancierung einer Volksinitiative für Transparenz über die Herkunft von
Wahlkampfspenden nach. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.2007
HANS HIRTER

Die Schweiz kennt kein Gesetz zur Kampagnenfinanzierung aus dem Ausland. Da auch
keine Transparenz hinsichtlich Geldgeberinnen und Geldgeber von
Abstimmungskampagnen herrscht, weiss niemand, ob und wie oft ausländische
Akteurinnen und Akteure in Schweizer Abstimmungskämpfe eingreifen. Bei zwei
Kampagnen zwischen 2016 und 2018 wurde allerdings bekannt, dass Geld aus dem
Ausland in den Abstimmungskampf geflossen war: bei der Nein-Kampagne zur
Spekulationsstopinitiative (Abstimmung vom 28.2.16) und beim Referendum gegen das
Geldspielgesetz (Abstimmung vom 10.6.18). 

Bei der Initiative «Keine Spekulation mit Nahrungsmitteln!» unterstützte der Verband
«Swiss Trading and Shipping Association», der rund 150 teilweise multinational tätige
Rohstofffirmen vertritt, das Lager der Gegnerinnen und Gegner mit einem «tiefen
sechsstelligen Betrag», wie der Tages-Anzeiger berichtete. Beim Initiativkomitee stiess
auf Kritik, dass sich «gigantische ausländische Konzerne [...] in die Meinungsbildung des
Schweizer Abstimmungskampfs» einmischen, so der Kampagnenleiter Oliver
Heimgartner. Nicht die Herkunft der Unternehmen sei das Problem, äusserte sich Roger
Nordmann (sp, VD) zu Wort, sondern die Intransparenz über Ursprung und Höhe von
Spenden ganz generell. Aus staatsrechtlicher Sicht sei Geld aus dem Ausland nicht
verfassungswidrig, urteilte wiederum Andreas Auer, Professor für öffentliches Recht im
Tages-Anzeiger. Es sei sogar wünschenswert, dass sich möglichst viele Organisationen
engagierten, solange die Meinungsäusserungsfreiheit gewährt bleibe.  

Kurz vor der Abstimmung über das Geldspielgesetz wurde zudem bekannt, dass der
europäische Verband der Geldspielanbieter (Egba) nicht bloss, wie bereits früher
bekannt geworden war, die Unterschriftensammlung für das Referendum mitfinanziert
hatte, sondern dass auch viel Geld in die Abstimmungskampagne geflossen war – laut
Blick insgesamt mehr als CHF 1 Mio. Dies führte nicht nur bei den Befürworterinnen und
Befürwortern der Vorlage zu grosser Kritik, sondern sorgte gar im Lager der
Gegnerinnen und Gegner für Unmut. 

Die Diskussionen gipfelten schliesslich auf der einen Seite in einer parlamentarischen
Initiative von Jean-René Fournier (cvp, VS). Seine Initiative für ein Verbot ausländischer
Kampagnenfinanzierung werde von Parlamentsmitgliedern aus allen Fraktionen
unterstützt, gab der Walliser im Blick zu Protokoll. Auf der anderen Seite zeigte eine
Befragung von rund 7'500 Online-Nutzenden der TA-Medien, dass fast zwei Drittel der
Befragten ausländische Gelder für Abstimmungskampagnen verbieten würden. Die
Diskussionen sorgten sicherlich auch bei der Transparenzinitiative für Schub, die
forderte, dass Spenderinnen und Spender von Geld für Abstimmungs- und
Wahlkampagnen genannt werden müssen. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.06.2018
MARC BÜHLMANN
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Mit 139 zu 43 Stimmen hiess der Nationalrat einen Ordnungsantrag von Roger
Nordmann (sp, VD), die Diskussion über die Motion von Baptiste Hurni (sp, NE) zu
verschieben, gut. Normalerweise wird diskussionslos über einen Vorstoss abgestimmt,
wenn der Urheber oder die Urheberin im Rat nicht anwesend und nicht offiziell
entschuldigt ist. Baptiste Hurni sei vor vier Tagen Vater geworden und befinde sich nun
zwei Wochen im Vaterschaftsurlaub, was offiziell im Parlamentsrecht nicht als
Entschuldigungsgrund gelte, erklärte Nordmann die Abwesenheit seines Ratskollegen
und seinen Ordnungsantrag. Gleichzeitig forderte er das Büro auf, Vaterschaftsurlaub
als Abwesenheitsgrund zu klassifizieren. 
Trotz einiger ablehnender Stimmen aus der SVP-, der FDP- und der Mitte-Fraktion
gegen den Ordnungsantrag wird das Anliegen des frischgebackenen Vaters, Betrug bei
Unterschriftensammlungen zu bekämpfen also doch noch diskutiert werden. Hurni
hatte Anstoss genommen an Pressemeldungen, in denen berichtet wurde, dass im
Rahmen des Referendums gegen das «Verbot der Diskriminierung aufgrund der
sexuellen Orientierung» sowie beim Referendum gegen den «Vaterschaftsurlaub» mit
falschen Angaben Unterschriften gesammelt worden waren. Im ersten Fall wurden
anscheinend Signaturen mit dem Hinweis erschlichen, dass sich die Vorlage gegen
Homophobie richte, im zweiten Fall wurde für (statt gegen) Vaterschaftsurlaub
geworben. Mit der Motion fordert der Neuenburger Sozialdemokrat eine Änderung des
Strafgesetzbuches, damit solche Irreführungen geahndet werden können und
entsprechende Unterschriften zurückgezogen und für ungültig erklärt werden können. 12

MOTION
DATUM: 10.06.2021
MARC BÜHLMANN

1) AB VB, 2017, S. 1737 ff.; NZZ, 29.3.17; SoZ, 11.6.17; AZ, BZ, BaZ, LT, NZZ, SGT, TG, WW, 15.6.17; AZ, BaZ, CdT, LT, NZZ, TG,
16.6.17; AZ, 17.6.17; BaZ, Blick, 20.6.17; SGT, WW, 22.6.17; AZ, NZZ, 24.6.17; TA, 27.6.17; AZ, 30.6.17; TG, 1.7.17; Blick, 5.7.17; TG,
6.7.17; AZ, TG, 8.7.17; TA, 11.7.17; CdT, NZZ, TG, 12.7.17; TG, 14.7.17; LMD, TA, 19.7.17; NZZ, 20.7.17; AZ, 22.7.17; CdT, TA, 24.7.17;
NZZ, 25.7.17; Blick, TG, 26.7.17; CdT, LT, LZ, NZZ, SGT, 2.8.17; LT, NZZ, TG, 5.8.17; SoZ, 6.8.17; AZ, LT, TA, 7.8.17; Blick, 8.8.17;
BaZ, TG, 9.8.17; Blick, WW, 10.8.17; AZ, LT, Lib, NZZ, TA, 11.8.17; AZ, 12.8.17; Blick, 14.8.17; TA, 17.8.17; LT, 18.8.17; NZZ, 19.8.17; TA,
23.8.17; Blick, WW, 24.8.17; BZ, LZ, NZZ, 25.8.17; AZ, BaZ, Blick, Lib, SGT, TA, 26.8.17; LMD, 29.8.17; Blick, NZZ, SGT, TA, 30.8.17;
SGT, 31.8.17; AZ, BaZ, CdT, LT, NZZ, TA, 2.9.17; BZ, NZZ, 4.9.17; NZZ, 6.9.17; WW, 7.9.17; TA, 8.9.17; LT, SGT, 9.9.17; AZ, NZZ,
12.9.17; AZ, BaZ, LT, NWZ, NZZ, 13.9.17; WoZ, 14.9.17; Bund, 15.9.17; AZ, BaZ, 16.9.17; SoZ, 17.9.17; NWZ, 18.9.17; AZ, NWZ, 19.9.17;
LT, SGT, TA, 20.9.17; 24H, AZ, BZ, CdT, LMD, LT, LZ, NZZ, TA, WW, WoZ, 21.9.17; BZ, BaZ, CdT, NWZ, 22.9.17; AZ, CdT, LT, LZ,
NWZ, NZZ, TA, 23.9.17; WW, 28.9.17; CdT, 29.9.17
2) AB NR, 2020, S. 377 ff.; AB SR, 2020, S. 176 ff.; AZ, 4.5.20; AZ, CdT, TG, 5.5.20
3) AB NR, 2022, S. 962 f.; Mo. 20.4698
4) Blick, 4.1.16; Blick, LMD, 5.1.16; Blick, 6.1.16; SGT, 7.1.16; LT, 8.1.16; TG, 14.1.16; LMD, 25.1.16; AZ, 19.2.16; TA, 4.3.16; BaZ, NZZ,
TA, 9.3.16; Blick, 11.3.16; NZZ, 14.3.16; BaZ, 15.3.16; TA, 17.3., 15.4.16; NZZ, 9.6., 29.6.16; AZ, NZZ, 1.7.16; BZ, 2.7.16; BaZ, 15.8.16;
NZZ, 7.12.16; Blick, 30.12.16; So-Bli, 8.1.17; LT, 8.3.17
5) Sitzordnung Nationalrat; AZ, Blick, NZZ, 30.11.19; TA, 2.12.19
6) AB NR, 2020, S. 168 ff.; Lib, 6.2.20; AZ, 29.2.20; NZZ, 2.3.20; Blick, CdT, TA, 3.3.20; Blick, 4.3.20; WoZ, 5.3.20; Blick,
9.3.20; Blick, Lib, NZZ, 10.3.20; WoZ, 12.3.20; TA, 14.3.20; AZ, NZZ, TA, 16.3.20; AZ, Lib, 17.3.20; Blick, 18.3.20; TA, 20.3.20; AZ,
21.3., 23.3.20; WoZ, 30.4.20
7) AB NR, 2022, S. 1259 ff.; Bericht Büro-NR vom 13.5.22
8) AB VB 2020, S. 1971 ff.; Blick, 26.7., 27.7.19; SoZ, 28.7.19; Lib, 29.7.19; BaZ, TA, 30.7.19; AZ, 31.7.19; BaZ, TA, 3.8.19; AZ, 5.8.19;
NZZ, 6.8.19; WW, 8.8.19; BaZ, 10.8.19; So-Bli, 11.8.19; WW, 15.8.19; NZZ, 13.9.19; So-Bli, 30.8.20; NZZ, WW, 3.9.20; NZZ, 7.9.20;
NZZ, TA, 9.9.20; AZ, Blick, NZZ, WW, 10.9.20; AZ, 11.9.20; So-Bli, 13.9.20; NZZ, 15.9.20; TA, 16.9.20; AZ, TA, WW, 17.9.20; TA,
18.9.20; So-Bli, 20.9.20; Lib, TA, 21.9.20; AZ, CdT, NZZ, 22.9.20; Blick, NZZ, 23.9.20; AZ, LT, Lib, NZZ, TA, TG, TZ, 24.9.20;
Bund, 29.9.20
9) 17.046 Abstimmungsprotokoll; AB NR, 2018, S. 641ff.; AB NR, 2018, S. 808ff.; AB NR, 2018, S. 832ff.; AB NR, 2018, S. 930ff.;
AZ, BaZ, NZZ, 31.5.18; So-Bli, 3.6.18; Blick, 6.6.18; BaZ, NZZ, WW, 7.6.18; NZZ, 9.6.18; So-Bli, 10.6.18; AZ, TA, 12.6.18
10) AB NR, 2007, S. 1444 ff.; TA, 23.10.07.
11) Pa.Iv. 18.423; TA, 12.2.16, 23.3., 24.3.18; NZZ, 25.5.18; Blick, 7.6., 11.6.18; TA, TG, 12.6.18
12) AB SR, 2021 S. 1257; Mo. 19.4431; Exp, 21.12.19

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24 25


